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I am somebody, & I can

Be who I want to be, go where I want to go love who I want to love -  
hey & you can

Be who you want to be, go where you want to go love who you want to love - 
hey

„I am Somebody“ 
Carlos Santana - Song aus dem Album „All That I Am“, 2005
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Vorwort

Wahlen kommen und gehen. Aber die „Mühen der Ebene“, wie Brecht das nannte, also das sich Be-
mühen, die Vision einer besseren Welt Stück für Stück in täglicher Kleinarbeit durchzusetzen, bleibt.

Das gilt gewiss für die Mitbestimmung, die Beteiligung der Beschäftigten an wirtschaftlichen Ent-
scheidungen. Sie wurde in Deutschland in unzähligen Arbeitskämpfen  über 100 Jahre ein Stück 
weit verwirklicht. Mitbestimmung ist das Produkt sozialer Klassenkämpfe. Und sie ist in der Krise. 
Die saarländischen Beschäftigten wollen heute selbst stärker auf Betriebs- und Unternehmensbelan-
ge Einfluss nehmen. Empirische Untersuchungen und sozialwissenschaftliche Debatten zeigen das. 
Trotzdem geben etablierte Sozialdemokraten und Gewerkschafter diesem Drängen zu wenig politi-
schen Ausdruck. Denn vordergründig gesehen ist alles ruhig, scheint vieles akzeptiert, selbst wenn 
die Mitbestimmung in ihrer stärksten Form, der qualifizierten Mitbestimmung, immer weiter zurück 
geht und Beschäftigte saarländischer Mittelbetriebe sich um die Zukunft sorgen.

Politik, die sich ernst nimmt, muss diese Brücke schlagen: zwischen dem Brodeln unter der Ober-
fläche, der latenten Frustration und Verunsicherung und dem Aufzeigen von nachhaltig wirksamen 
Alternativen. Das wird mit dieser Broschüre versucht. Sie hilft, politisches Bewusstsein zu wecken. 
Letztlich geht es darum, mehr Menschen, gerade auch junge, für Politik zu interessieren und dafür zu 
werben, mehr Demokratie in der Wirtschaft wagen.

Der Autor Stephan Peter hat 25 Jahren in den USA gelebt, in einem Land, das an Reagan‘s Neo-
Liberalismus und Trump‘s Rechtspopulismus erinnert. Darüber wird leicht vergessen, dass Nordame-
rika den Europäern und Deutschen auch immer wieder starke progressive politische und kulturelle 
Impulse lieferte. Deshalb ist es für das Nachdenken zur Zukunft von Mitbestimmung und Beteiligung 
profitabel, wenn über die Diskussion in unserem Land hinaus linke Konzepte und Ideen vorgestellt 
werden, die sich auf der anderen Seite des Atlantik durchsetzen konnten. 

Die Mühen der Ebene zu meistern, erfordert einen modernen Ansatz. Und „modern“ heißt heute, ver-
schiedene Identitäten zu vereinen bei der Lösung komplexer Probleme. Dazu leistet diese Broschüre 
einen Beitrag.

Oskar Lafontaine
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1	 Im Zweifel für die Freiheit
Mitbestimmung ist kein Ziel an sich und Gewerkschaften sind kein Selbstzweck. „Im Zweifel für die 
Freiheit“, brachte Willi Brandt in seiner Abschiedsrede vom Amt des SPD-Vorsitzenden 1987 auf den 
Punkt, was ihm wichtig war. „Freiheit“, also „Liberté“ bzw. „Liberty“ sind die Kampfbegriffe und Slo-
gans, die sich mit der französischen und amerikanischen Revolution zu Beginn des Industriezeitalters 
verbinden. Nicht die Mitbestimmung.

Wenn heute Establishment-Gewerkschafter und Sozialdemokraten über Mitbestimmung reden und 
schreiben, fangen sie mit der Geschichte der Mitbestimmung an, nicht der Freiheit. Ein saarländi-
sches Beispiel dafür sind verschiedene Artikel zur betrieblichen und Unternehmens-Mitbestimmung, 
die Anfang des Jahres im „Arbeitnehmer“, der Arbeitskammer-Zeitschrift des Saarlandes, zum The-
menschwerpunkt „40 Jahre Mitbestimmungsgesetz“ erschienen. Warum ist das so?

Warum ist vergessen, dass das riesige Banner auf der ersten Maikundgebung nach dem Krieg 1946 
der Hoffnung „Frieden und Freiheit“ Ausdruck gab? Dass es unmittelbar nach dem Krieg Betriebsräte 
waren, die entscheidend dazu beitrugen, in Selbstorganisation Betriebe wieder aufzubauen und die 
tägliche Versorgung der Beschäftigten zu sichern (Die Trümmer-Betriebsräte, in: Metall-Zeitung,8, 
2015, S.14).

Positive Freiheit meint die Fähigkeit zur Selbstverwirklichung und Sympathie für den Nächsten. Aber 
Merkmale wie Selbstorganisation, basisdemokratische Vernetzung und direkte Mitarbeiterbeteili-
gung fehlen bei der Definition von „Guter Arbeit“, wie sie die Arbeitskammer des Saarlandes versteht 
(„Gute Arbeit für das Saarland“, in www.arbeitskammer.de). Warum eigentlich? Warum erscheinen 
zentrale gewerkschaftliche Leitbilder von heute - „Gute Arbeit“ und Kampf gegen Prekarisierung - so 
vage und defensiv? Woher diese große Selbstbescheidung, die der Freiheit wenig Raum läßt? Was 
ist schief gelaufen bei der Einschätzung des Bundesministers Walter Arendt, der 1976 im Vorwort 
zu „seinem“ Mitbestimmungsgesetz schrieb: „Die Verabschiedung... ist ein bedeutender Schritt in 
Richtung auf eine humane Arbeitswelt, der die Chance der Selbstverwirklichung des abhängig Be-
schäftigten spürbar vergrößert“ (Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. Mitbestimmung. 
Bonn, Mai 1976).

2	 I am somebody

Daran, dass der betriebliche Ist-Zustand von den Beschäftigten selbst als gut bewertet würde, 
Selbstverwirklichung also überflüssig wäre, kann es nicht liegen. Ganz im Gegenteil. Die Saarbrücker 
Zeitung titelt: „Jeder Fünfte hält seinen Chef für eine Fehlbesetzung“ und fährt fort: „die meisten 
Beschäftigten in Deutschland stellen ihren Vorgesetzten ein schlechtes Zeugnis aus. Das geht aus 
einer repräsentativen Umfrage im Auftrag der Personalberatung Rochus Mummert hervor. Demnach 
schätzen 22 Prozent den Vorgesetzten als fachlich ungeeignet oder eher nicht geeignet ein“ (Saar-
brücker Zeitung, A1, 27.4.2016).

Die Arbeitskammer selbst kommt in ihrem AK-Betriebsbarometer, eine jährliche Studie zur Situation 
in saarländischen Betrieben und Verwaltungen, für 2015 zu dem Ergebnis: „Wie schon in den Vor-
gängerbefragungen wird die Ausübung der Vorgesetztentätigkeit in der Mehrzahl der Betriebe und 
Dienststellen als bestenfalls befriedigend bewertet. In fast jedem dritten saarländischen Betrieb bzw. 
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fast jeder dritten Dienststelle wird die vorhandene (auch soziale) Führungskompetenz von den be-
trieblichen Arbeitnehmervertretungen als schlecht oder sehr schlecht beurteilt. ...Gerade hinsichtlich 
der Möglichkeiten der Beschäftigten zur Beteiligung und Mitsprache sehen sich zahlreiche Interes-
senvertretungen weiterhin mit nur mäßigen bis schwierigen Bedingungen … konfrontiert. Vor allem 
auch mangelnde Handlungs- und Entscheidungsspielräume, sowie eine intransparente innerbetrieb-
liche Information und Kommunikation werden häufig beklagt“. Die Frage drängt sich auf: wären die 
Spielräume für Beschäftigte anders, käme die Studie dann auch zu dem Schluss: „atypische Beschäf-
tigungsformen, wie Leiharbeit, befristete Beschäftigung, Werkverträge und Mini-Jobs haben nach 
Angaben der Arbeitnehmervertretungen weiter einen hohen Verbreitungsgrad in den Betrieben und 
Verwaltungen im Saarland?“ (AK-Betriebsbarometer 2015, in: www.best-saarland.de, S.11, 9)

Ein zentraler Slogan der U.S. Bürgerrechtsbewegung der 1950er und 1960er Jahre gegen das Ver-
mächtnis der Sklaverei, für soziale Gerechtigkeit und gleiche Rechte für alle war: „I am somebody“. 
Ich bin Jemand, auch ich zähle. Der Slogan  wurde später mit dem U.S. Bürgerrechtler Jesse Jackson 
in Verbindung gebracht, der ihn oft zitierte und inspirierte Carlos Santana‘s Album „All That I Am“ 
von 2005.  Auch bei uns wächst das Interesse an Bürgerengagement. Das unterstreicht die Langzeit-
studie „Die enthemmte Mitte“ der Universität Leipzig, die Benjamin Schulz im „Spiegel“ bespricht. 
„Positiv überrascht hat mich, dass die demokratischen Milieus gewachsen sind“, sagt [Studien-Her-
ausgeber] Decker. „Etwa das Wissen um Partizipation und die Möglichkeit, etwas zu bewegen“. Im 
Zeitverlauf zeigt sich laut Decker zudem eine erfolgreiche Stärkung der Zivilgesellschaft (Studie zu 
Rechtsextremismus, in: www.spiegelonline.de, aufgerufen am 15.6.2016).
Aber davon scheint die seit vielen Jahrzehnten in zahllosen sozialen Auseinandersetzungen in 
Deutschland herausgebildete Idee der „Mitbestimmung“ nicht zu profitieren. Stattdessen gibt es 
massiv Gegenwind.

„Beim Konzept der Mitbestimmung ist zwischen betrieblicher und Unternehmensmitbestimmung 
zu unterscheiden. Während die betriebliche Mitbestimmung sich mit der Arbeitsorganisation und 
den Mitwirkungsmöglichkeiten der Betriebsräte befasst, ist über die Mitbestimmung auf Unterneh-
mensebene ein gewisser Einfluss der Arbeitnehmer auf die Unternehmenspolitik und die Investiti-
onsentscheidungen möglich. Dies geschieht – vor allem in der Montanmitbestimmung – über den 
Arbeitsdirektor und über die paritätische Vertretung von Kapital und Arbeit in den Aufsichtsräten. 
...Die Grenzen gegenwärtiger Mitbestimmung sind sowohl institutioneller als auch politischer Art. 
Grundsätzlich sind die Möglichkeiten der Aufsichtsräte, die Politik des Unternehmens zu bestim-
men, begrenzt. Zudem gibt es – mit Ausnahme der zurückgehenden Montanmitbestimmung – kei-
ne echte Parität. Politisch hat sich erwiesen, dass die von den Kapitaleignern bestimmte Unterneh-
menspolitik von der Arbeitnehmerseite kaum grundsätzlich in Frage gestellt wird“.

Heinz Bierbaum „Thesen zur Wirtschaftsdemokratie“ (Manuskript), 03/2015.
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3	K rise der Mitbestimmung

Ins Bild einer Mitbestimmung in der Krise passen die Zahlen. „Vielen Unternehmen in Deutschland 
gilt die Mitbestimmung offenbar nicht mehr als Erfolgsmodell. Gab es 2002 noch 767 Unternehmen 
mit paritätisch besetzten Aufsichtsräten, so waren es 2014 nur noch 635“. Das zeigt eine Studie der 
gewerkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung, die dem „Handelsblatt“ vorliegt.

Noch stärker zurückgegangen ist diese Form der gesetzlichen Mitwirkung von Arbeitnehmern bei 
Aktiengesellschaften: Dort fiel die Zahl der Unternehmen von 386 auf 241. Laut Gesetz müssen Auf-
sichtsräte bei Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten zu einem Drittel Arbeitnehmervertreter 
sein, ab 2.000 Beschäftigten sogar zur Hälfte. Doch viele Unternehmen umgehen diese Vorschrift 
durch Wahl einer ausländischen Rechtsform, für die das Mitbestimmungsgesetz von 1976 nicht 
gilt (Arbeitnehmereinfluss in Aufsichtsräten geht zurück – DGB besorgt, in: www.open-report.de, 
19.4.2016).

In einer kleinen Anfrage aus Anlass des 40. Jahrestages des Mitbestimmungsgesetzes von 1976 the-
matisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Mitbestimmung von Arbeitnehmern in deutschen 
Aufsichtsräten: „Die Abgeordneten verweisen darauf, dass die Zahl der mitbestimmten Unterneh-
men in Deutschland rückläufig sei, weil sich einige Unternehmen durch den geschickten Gebrauch 
von anerkannten Rechtsformen der Mitbestimmung entziehen“. Man will wissen, was die Regierung 
tun will (40 Jahre Mitbestimmungsgesetz-Kleine Anfrage, www.bundestag.de, 9.5.2016).

Ein DGB-Papier zur Weiterentwicklung der Mitbestimmung sieht zusätzliche Herausforderungen. 
Dazu zählen schwarzen Schafe unter den Arbeitgebern, die die Gründung eines Betriebsrats behin-
dern. Und Gesetze werden einfach ignoriert: „Die Mehrheit deutscher GmbH‘s mit 750-1250 Be-
schäftigten hat keinen mitbestimmten Aufsichtsrat, obwohl er nach dem Drittelbeteiligungsgesetz 
verpflichtend ist“. Auch agieren Unternehmen immer stärker global: strategische Entscheidungen 
werden im Ausland getroffen, die Folgen treffen Beschäftigte in Deutschland. „Im öffentlichen Dienst 
verliert die Mitbestimmung zunehmend den Anschluss an die Regelungen des Betriebsverfassungs-
gesetzes. Seine Novelle von 2001 wurde auf das Bundespersonalvertretungsgesetz nicht übertragen. 
Schließlich steht das Bemühen, negative Folgen der Digitalisierung durch das Instrument der Mitbe-
stimmung abzumildern, erst am Anfang. Und die Interessen der Beschäftigten selbst sind differen-
zierter und vielfältiger geworden“ (DGB Bundesvorstand. Vorwort. Offensive Mitbestimmung – Dis-
kussionspapier, September 2015).

Bildlich gesprochen setzt der VW Abgasskandal der Krise der Mitbestimmung die Krone auf. Im Herbst 
2015 wurde öffentlich, dass die Volkswagen AG eine illegale Abschalteinrichtung in der Motorsteu-
erung ihrer Diesel-Fahrzeuge verwendete. „Laut der Volkswagen AG ist die betreffende Software in 
weltweit etwa elf Millionen Fahrzeugen... im Einsatz“ (https://wikipedia.org/wiki/VW-Abgasskandal). 
Der systematische Betrug großen Stils ist ein Paradebeispiel der globalen Gesundheits-, Umwelt- und 
Klimaschädigung, mit etlichen zu erwartenden Toten. Er ist ein Schlag gegen den guten Ruf von Pro-
dukten „Made in Germany“ mit möglicherweise weitreichenden Konsequenzen für die Beschäftigten 
des VW-Konzerns.

Kurz nach Bekanntwerden des Skandals findet der Gesamt- und Konzernbetriebsratsvorsitzende 
Bernd Osterloh nichts dabei, anlässlich einer Festveranstaltung zu 70 Jahren Mitbestimmung bei 
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VW, zu behaupten, die Mitbestimmung zum Beispiel bei Volkswagen habe sich bis heute stetig 
aufwärts entwickelt. „Von der Linderung der Not der Belegschaft in der Nachkriegszeit bis zu ei-
ner weit entwickelten Mitbestimmungskultur und Mitbestimmungspraxis...“ (www.igm-bei-vw.de/
meldungen/detail/70-jahre-mitbestimmung), 26.11.2015). Doch eine ehrliche Debatte, zumindest im 
deutschsprachigen Raum, zum Versagen des Betriebsrats, der Gewerkschaft und der qualifizierten 
Mitbestimmung beim VW-Skandal fand kaum statt.

In der Vergangenheit wurde Mitbestimmung, auch wenn es nur um kleine Schritte vorwärts ging, 
überwiegend als strategischer Hebel für mehr Freiheit angesehen. Vertreter der Partizipationstheorie 
erwarteten durch Mitbestimmung eine „Steigerung der Motivation und Kooperation der Beschäftig-
ten und somit eine Kooperationsrente“ (https://de.wikipedia.org/wiki/Mitbestimmung, S. 11, aufgeru-
fen am 2.5.2016). Sicherung des sozialen Friedens, also Sozialpartnerschaft und Sozialverträglichkeit, 
Produktivität und Handlungsautonomie würden befördert. Noch in den 1970er Jahren verbanden 
sich mit dem Forschungsprogramm der Bundesregierung „Humanisierung der Arbeit“ Hoffnungen 
auf Emanzipation. „Teilautonome Gruppenarbeit“ etwa stellte zwar nicht die Hierarchie und Büro-
kratie der Gesamtorganisation in Frage, aber die Erwartung bestand, dass der Geschmack von mehr 
Freiheit -wie gering auch immer- Katalysator für weitergehende Forderungen sein könnte und den 
Betriebsräten so mittelfristig eine zusätzliche Machtressource im Kampf um Arbeitsbedingungen und 
Arbeitsplätze erwachsen.

3.1	 Interview mit ARno Krause und Rudi Peter

Arno Krause (AK), Jahrgang 1930, ist Gründer 
und Vorstandsvorsitzender der Europäischen Aka-
demie Otzenhausen, Genossenschafter aus Über-
zeugung und ehemals Vorsitzender im Aufsichtsrat  
der Asko Deutsche Kaufhaus AG.

Dr. Rudi Peter (RP), Jahrgang 1926, in den 1960ern 
rechte Hand des Arbeitsdirektor der Dillinger Hütte, in 
den 1970ern und 1980ern Vorsitzender des Instituts für 
Sozialforschung und Sozialwirtschaft (ISO) in Saarbrü-
cken. Danach bis heute treibende Kraft der Zukunfts-
werkstatt Saar e.V., die der sozial-ökologischen Erneuerung der Gesellschaft verpflichtet ist.

Stephan Peter (SP): Die saarländische Arbeitskammer hat anlässlich „40 Jahre Mitbestimmungs-
gesetz 76“ 2016 als Festjahr erklärt. Und der Vorsitzende der Linksfraktion im Landtag, Oskar Lafon-
taine, hat die Belegschaftsbeteiligung als zentrale Frage für eine eventuelle Beteiligung der LINKEN 
an der nächsten Landesregierung betont. Vor diesem Hintergrund: Arbeitsminister Walter Arendt 
schrieb anläßlich der Verabschiedung des „76 Gesetzes“, dass damit die Selbstverwirklichung des 
einzelnen Arbeitnehmers spürbar verbessert werde. Richtig?

RP: Die Selbstverwaltung ist heute in Frage gestellt, weil sie doch zunehmend von der Arbeitgeber-
seite her geprägt ist. Wir haben in nur ganz wenigen Fällen, die sich zudem noch reduzieren, eine 
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sogenannte qualifizierte Mitbestimmung. Bei Kohle und Stahl. Kohle fällt langsam ganz aus. Und 
Stahl geht in ausländische Besitzverhältnisse über. Es ist uns wichtig, dass die qualifizierte Mitbe-
stimmung erweitert wird, aber das reicht nicht. Heute ist im gesellschaftlichen Bewußtsein stärker 
verankert die Entscheidungs-Mitbeteiligung. Also nicht nur, wie kann man mehr Geld, mehr Lohn, 
ausbezahlen, sondern wie kann man mitentscheiden, dass das Unternehmen im Sinne der Arbeit-
nehmer geführt wird. Und in diesem Bereich brauchen wir heute Kräfte und neue Überlegungen.

Vor etlichen Jahren hat das ISO-Institut Untersuchungen zur Mitbestimmung von Arbeitern zitiert, 
die unterm Strich eine Enttäuschung diagnostizierten. Die ursprüngliche Erwartung, Mitbestim-
mung würde konkret die eigene schwere körperliche Arbeit erleichtern, erfüllte sich nicht. Es über-
wog das Gefühl, man selbst würde nicht gefragt und hätte keine Beteiligungsmöglichkeiten.

AK: Ich würde dies noch dahingehend ergänzen, dass ich sage, die Mitbestimmung, die im Rah-
men der Montanmitbestimmung im Wesentlichen ihre Ursache gehabt hat, ist durch die Verände-
rung dessen, was die Montanindustrie von damals heute noch ist, geprägt. So ist es eine Frage, ob 
nicht die Globalisierung der Welt die Notwendigkeit erkennen läßt, daß sich die Menschen bei der 
wirtschaftlichen Entwicklung der Zukunft dadurch einbringen, daß wir auch die Mit-Verantwortung 
vor Augen stellen. Und Mit-Verantwortung bedeutet natürlich, Wirtschaft muß erfolgreich sein, 
aber vor allem dem Menschen dienen. Insofern ist der alte Genossenschaftsgedanke, den wir über 
lange Zeit auch hier im Saarland etwa durch ASKO dargestellt haben, heute wieder aktueller denn 
je.

Ich verfolge auch die Diskussion in Amerika, zwischen Frau Clinton und ihrem Gegenkandidaten, 
wo dieses Thema offensichtlich auch eine große Bedeutung hat. Das heißt also, die Wirtschafts-
überlegung, dass nur Wachstum darüber entscheidet, ob der Mensch eine gesicherte Zukunft hat, 
ist nicht beantwortet. Wachstum alleine kann nicht das Ziel von Wirtschaftspolitik sein. Die Frage 
ist doch, kann man die Menschen wieder an den genossenschaftlichen Geist in der modernen 
Form wie er heute nötig ist, heranführen? Dazu ist noch bei weitem nicht konkret genug gedacht. 
Insbesondere die Arbeitskammer und auch die Gewerkschaften wären gefragt, sich stärker für die 
direkte Mitbestimmung der Arbeitnehmer selber zu öffnen. Mitbestimmung in den bestehenden 
Gremien ist nicht ausreichend.

RP: Ich sehe ganz genau dasselbe. Entscheidend ist, dass früher drei Institutionen, drei Bewegun-
gen, die Arbeitnehmer geprägt haben. Erstens die Gewerkschaften, zweitens die SPD und drittens 
die Genossenschaften. Die Genossenschaften sind langsam hinunter gefallen. Man kann das an 
ASKO auch sehen. Wir brauchen also eine gesellschaftliche Entwicklung, der wir einen Ausdruck 
geben müssen. Wir brauchen Modelle, wir brauchen Initiativen, die in diesem Bereich beginnen. 
Je mehr wir das in der konkreten Alltagspolitik machen, umso besser sind die Chancen, dass sich 
das gesellschaftliche Bewußtsein in dieser Richtung entwickelt.

AK: Bei der Entwicklung von ASKO haben wir früher gesagt, dass das nicht nur ein ökonomischer 
Prozess sein darf, sondern auch ein struktureller und geistiger Prozess sein muss. Auch bei der 
Frage, welche Rolle der moderne Mensch in der Gesellschaft und im Staat spielt. Das hat aber im-
mer wieder geharkt. Wenn man so will dadurch, dass sich das amerikanische Wirtschaftsprinzip so 
dominant in der Welt entwickelt hat, dass immer nur die Frage nach „mehr“, nach mehr Umsatz, 
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nach mehr Rendite kam. Heute stehen wir vor dem Problem zu erkennen, dass das Thema Armut 
und Reichtum in der Bevölkerung nicht gebessert wurde, im Gegenteil. Wenn wir das aufhalten 
wollen, dass immer mehr Menschen in Armut verfallen, dann müssen wir fragen ob das heutige 
Wirtschaftsprinzip ausreicht. Oder ob es uns herausfordert, wieder Strukturen zu entwickeln, die 
den Menschen in den Wirtschaftsprozess einbeziehen. Das geht natürlich nur mit Verantwortung.

Mein Großvater Jakob Frank war ja Vorstand der saarländischen Bergarbeiter. Und war auch im 
Aufsichtsrat von ASKO. Also ein Mann, der die drei Pfeile, wie es damals hieß – Genossenschaft, 
Gewerkschaft, Partei – gelebt hat. Das war unser Denken. Mein Großvater hat zu mir immer gesagt: 
„Arno, wir müssen besser sein als die, die über die Produktionsmittel verfügen und uns vorgeben, 
was zu tun ist. Also wir müssen Verantwortung übernehmen, wir müssen uns bilden, und wir 
müssen mit eigenen Ideen der Bevölkerung beweisen, dass Sozialdemokratie etwas ist, was zur 
Zukunft der Menschheit einen erheblichen Beitrag leisten kann“. Ich hab‘ mich versucht daran zu 
halten, stelle aber heute fest, dass viele Leute die Verantwortung immer nur nach oben abdelegiert 
haben - sprich über die Partei, die Parlamente - und sagten, die werden das schon machen. Jetzt, 
wo sie es nicht mehr machen, fallen sie zurück in nationalstaatliches Denken. Das macht mich sehr 
betrübt.

RP: Ich habe dieselbe Auffassung. Sehe aber, dass mehrere Elemente da sind, die unsere Chancen 
verbessern. Zuerst mal: 2006 wurde das Genossenschaftsgesetz etwas entrümpelt. Wir brauchen 
nicht mehr diese sehr zeitaufwendigen Prüfungsverfahren, die vor allem Kleingenossenschaften 
zusetzten. Wir selbst hatten einen genossenschaftlich organisierten Naturkostladen in Dillingen ge-
gründet; da waren über 3-4 Wochen Prüfer aus Berlin da. Es war unmöglich, das zu vollziehen. Das 
andere: ich glaube, das gesellschaftliche Bewusstsein fordert heute viel deutlicher eine unmittelba-
re, persönliche Mitentscheidung, die das Verantwortungsprinzip mit aufnehmen muss – da gebe 
ich Dir völlig recht. Es gilt Modelle zu schaffen, die nach außen wirken und das beweisen. So ma-
chen wir in der Zukunftswerkstatt Saar seit 30 Jahren eine Arbeit die dazu führte, dass in unserem 
Kreis, unserer Stadt, ein bestimmtes Thema, nämlich die erneuerbaren Energien, im Bewusstsein 
der Leute verankert worden ist.

AK: Und das, Rudi, kann man sogar, wenn man grundlegend denkt, auf die ganze Problematik 
der nachhaltigen Entwicklung übertragen. „Umwelt“ ist auch ein sehr großer Faktor. Das kann 
nicht mehr nur von oben gesteuert werden, da müssen die Bürger auch selber erkennen, dass sie 
erheblich dazu beitragen wenn es zu Katastrophen kommt. Und ein Tatbestand wird von vielen 
unserer Bürger gar nicht registriert. Als wir beide zur Schule gingen hieß es, es gibt 2 ½ Milliarden 
Menschen. Heute wissen wir, dass sich innerhalb unseres Lebens die Menschheit verdreifacht hat. 
Wir sind bei 7,6 Milliarden angelangt und jedes Jahr kommen noch Millionen dazu. Das sind alles 
Dinge, die uns, die wir damals angetreten waren, wenn man so will aus der Arbeiterschaft kom-
mend, zwingen zu sagen, es liegt nicht nur da oben, es liegt auch bei uns wenn wir die Dinge noch 
rechtzeitig in den Griff kriegen wollen. Im Moment sieht es nicht so gut aus.

RP: Es gibt aber eine Entwicklung die uns hilft, nämlich der Vernetzungsgedanke. Wir können 
heute nicht allein als Partei, als Genossenschaft, als Gewerkschaft die Welt verändern. Sondern wir 
müssen wissen, wo unsere Freunde sind, Menschen, die ähnlich denken, national und internatio-
nal. Diese Verflechtungsmöglichkeiten sollten wir stärker im Auge behalten. Stärker unterstützen. 
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Und damit unsere Kraft verbreitern.

SP: Zum Verhältnis Genossenschaften und Gewerkschaften. Aus dem angelsächsischen Raum 
kamen nicht nur der Neoliberalismus sondern oftmals auch progressive politische und kulturelle 
Anstösse. Das marktliberale Wirtschaftsmagazin Forbes konstatierte vor einiger Zeit einen starken 
Anstieg von Kooperativen in England und USA. Und wir hatten 2014 einen Kollegen, John Clay, 
in die Arbeitskammer eingeladen, der den Kooperationsvertrag zwischen der U.S. Stahlarbeiter-
gewerkschaft und dem spanischen Genossenschaftsverbund Mondragon kommentierte. Seht Ihr 
ähnlich wie Clay die Chance, durch Praxisbeispiele Genossenschaft, Gewerkschaft und Tarifvertrag 
zu verbinden?

AK: Ich kann nur Rudi Peter zustimmen. Die Vernetzung ergibt sich auch aus der Tatsache, wie 
vorhin dargelegt, dass sich alles so schnell multipliziert hat. Ohne Vernetzung wird es zu Explo-
sionen und Implosionen kommen. Die Arbeit, die ich in meinem Leben geleistet habe und heute 
noch leiste, beruht darauf, alle freiheitlich, demokratisch, sozial verantwortlichen Menschen und 
ihre Organisationen so eng wie möglich zusammen zu bringen, um den Herausforderungen dieser 
Welt zu begegnen. Wenn wir das nicht tun, dann werden wir überholt durch Einflüsse, die wir nicht 
mehr eindämmen können.

Das beste Beispiel ist das Geschehen an den Börsen. Das ist völlig undurchsichtig geworden. Und 
zeigt nur, dass da Kräfte wirken, die nicht, wie wir das versucht haben, an die Erhaltung dieser Welt 
für die Menschen, für die Tiere, für die Pflanzen denken, sondern nur an ihren eigenen Profit. Das 
ist etwas, was nur zu bändigen ist, wenn wir große Gruppierungen davon überzeugen, dass sie 
gezwungen sind, zusammen zu wirken.

RP: Das deckt sich völlig mit meinen Überlegungen und übrigens auch Erfahrungen.

4	s oziologische imagination

Freiheit des Denkens, ein kritisches Hinterfragen der Welt um uns herum mit der Aussicht, auf soziale 
Ungerechtigkeit zeitgemäße Antworten zu finden – dieser Herausforderung stellt sich die Disziplin 
der Soziologie. Der amerikanische Soziologe C. Wright Mills prägte 1959  passend den Begriff „so-
ziologische Imagination“. Sein Fehlen beschreibt den apathischen Zustand, in dem sich die europä-
ische Sozialdemokratie und viele mit ihr verbundenen Gewerkschaften seit geraumer Zeit befinden. 
Schlaglicht-Zeilen der Saarbrücker Zeitung vor kurzem: „Gabriel sieht Existenz der SPD bedroht. Vor-
sitzender nennt die im Umfragetief steckende Partei „emotional ermüdet““. In der Spalte daneben: 
„Österreichs Kanzler tritt zurück. Werner Faymann (SPÖ) gibt entnervt auf: Österreichs Bundeskanz-
ler ist gestern von all seinen politischen Ämtern zurückgetreten“ (Saarbrücker Zeitung, A1, 10. 5. 
2016). Kurz darauf bei Spiegel-Online: „Misstrauensantrag gegen den Präsidenten: Hollande riskiert 
den völligen Machtverlust. Mit einem undemokratischen Manöver will Frankreichs Präsident Hollan-
de die umstrittene Reform des Arbeitsrechts durchdrücken (www.spiegel.de, 12.5.2016).

Der Verlust soziologischer Imagination bei der SPD offenbart sich exemplarisch in einem Schreiben 
eines saarländischen Genossen an seine Partei Ende 2015: „Die Stellungnahme des Parteivorsitzen-
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den Gabriel am Wahlabend des griechischen Plebiszits für oder gegen die Annahme der Sparverein-
barungen mit der EU war für mich ein Schlusspunkt und notwendiger Ausgangspunkt zu handeln. So 
eindeutig, verheerend und unentschuldbar hat niemals zuvor ein Sozialdemokrat als Vorsitzender ein 
so klares, unnötiges und doch verräterisches Statement als neoliberales Systembekenntnis bezeugt, 
wie an jenem Abend des 07.07. 2015. ...Das Verhalten Gabriels war für mich umso unentschuldbarer, 
da er implizit die korrupten Brunderparteien der Krisenländer (Griechenland, Spanien) hofiert und Spa-
nien indirekt lobte für eine verlorene Generation, massive Enteignungen und politische Eruptionen, 
die in diesen Monaten ihre politischen Konsequenzen zeigen. Nach 25 Jahren mit einem 2. Wohnsitz 
in Spanien, kann ich diesen Zynismus nicht mehr akzeptieren, zumal die Partei dort eine Nullrolle als 
sozialer Partner spielt...“ (Johannes Peter. Mitglied im Ortsverein Dillingen/Saar seit 1975).

Die Krise der Mitbestimmung wird programmatisch sehr wohl, parteipolitsch aber kaum, reflektiert. 
In der sozialwissenschaftlichen, gerade auch gewerkschaftlichen Literatur ist sie Thema. Nicht zuletzt 
der Niedergang der Sozialdemokratie läßt sie auf der Straße und dem Parlament unsichtbar erschei-
nen. Ob der Leidensdruck wächst, es später einmal heissen wird, es war die Ruhe vor dem Sturm, 
bleibt heute offen.

5	 keine macht für niemand

In jüngerer Zeit hat die repräsentative Mitbestimmung, Kern der sozialdemokratischen Gedanken-
welt, gerade bei jungen Linken ausgespielt. Es gibt einen linkspopulistischen Bruch. Die Anfänge von 
Syriza/Griechenland und Podemos/Spanien als soziale Bewegung, die basisdemokratische, inklusive 
politische Kultur von Occupy Wall Street and Nuit Debout/Frankreich, die Graswurzel-Kampagnen 
von Jeremy Corbin/Großbritannien und Bernie Sanders/USA, die Belegschaftsbetriebe als Teil der so-
lidarischen Ökonomie Latein Amerikas und der „Gewerkschafts-Genossenschafts“-Vertrag zwischen 
der U.S. Stahlarbeitergewerkschaft USW und dem Genossenschaftsverbund Mondragon in Spanien 
zeigen: In jedem Beispiel stehen direkte Beteiligung und kollektive Selbstorganisation im Zentrum.

Der Linken-Politiker Oskar Lafontaine fasst zusammen: „Links ist nur jemand, der die jetzige Wirt-
schafts- und Sozialordnung für falsch hält, sich nicht in ihr bequem eingerichtet hat und sie durch 
eine Wirtschafts- und Sozialordnung ersetzen möchte, in der derjenige den Ertrag erhält, der es er-
arbeitet hat“ (Betriebs- und Personalräte-Empfang der saarländischen Linksfraktion, 18.6.2015). Und 
er folgert im Hinblick auf die Landtagswahlen 2017: „Kernprojekt künftiger Landespolitik sei für DIE 
LINKE die Beteiligung der Belegschaften an den Betrieben“ (www.die linke-saar.de, aufgerufen am 
31.05.2016). Belegschaftsbeteiligung ist nach unserer praktischen Erfahrung das beste Mittel gegen 
Ausbeutung und für Arbeitsplatz- und Standortsicherung.

Freiheit ist Selbstbestimmung, Demokratie und Kontrolle wirtschaftlicher Macht. Dabei beschreibt 
der afro-amerikanische Theologieprofessor und Sozialist Cornel West in seinem Buch „Democracy 
Matters“ das Verhältnis zwischen individueller und kollektiver Selbstbestimmung, indem er an den 
musikalischen Beitrag der schwarzen Amerikaner zur Demokratie erinnert. Die improvisierte Virtuo-
sität des Jazz erlaubt dem einzelnen Jazzmusiker Freiheit bis zum Anschlag. Und trotzdem wird er 
immer wieder eingefangen durch die Harmonie und den Rhythmus der Combo. Das Tragikomische 
am Blues und Jazz ist, sich die Liebe zur Freiheit, die Fähigkeit zum Lachen und den Spaß am Leben, 
zu erhalten, die Hoffnung nicht aufzugeben, selbst wenn man in das Gesicht des Hasses und der 
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Heuchelei starrt. Die Krise der Mitbestimmung im Zeitalter des Marktfundamentalismus erfordert 
eine ähnliche Neubesinnung des Verhältnisses von individueller Freiheit und Solidarität.

Diese Neubesinnung ist nicht auf die Ebene „Unternehmen und Betrieb“ beschränkt. Sie greift auch 
auf der internationalen Ebene bei dem Versuch, den Treibern neoliberaler Globalisierung, vor allem 
multinationalen Konzernen, demokratische Beteiligung entgegen zu stellen.

Alan Howard ist ein amerikanischer Schriftsteller, Gewerkschaftsaktivist und Berater bei internationa-
len Arbeitsrechts-Kampagnen. „15 Jahre nach dem Zusammenbruch der Soviet Union... wurde die 
internationale Gewerkschaftsbewegung reorganisiert, um politische Trennungen des Kalten Krieges 
zu überwinden und Koordination jenseits von Branchengrenzen zu verbessern, welche durch die Glo-
balisierung obsolet geworden waren. ...Diese Vorgänge reflektieren die Erkenntnis auf den höchsten 
Ebenen der Arbeiterbewegung, dass Gewerkschaften keine Zukunft haben, wenn sie nicht wahre glo-
bale Institutionen werden. ...[Aber] Gewerkschaftsstrukturen bleiben denen vor 100 Jahren ähnlich. 
...Strukturen, die offensichtlich die Energie und Kreativität vieler talentierter und idealistischer Leute 
durch eine tötliche bürokratische Mentalität ersticken“ (The Future of Global Unions: Is Solidarity Still 
Forever?, www.globallabour.info/en/2008/07, S. 1,2). Howard setzt nicht auf Importschranken, son-
dern plädiert für Gewerkschafts-Strategien, die der Verlagerung der Arbeit in andere Länder nachfolgt 
und dort Beschäftigte gewerkschaftlich organisiert.

Ein Aspekt dieser Strategien sind neue flexible lokale und internationale Netzwerke („organizing net-
works“), die anders als traditionelle Gewerkschaftsstrukturen aussehen. In ihnen sind einfache kun-
dige Beschäftigte wichtig, die auch mit Nicht-Gewerkschaftsorganisationen kooperieren, wenn das 
zielführend erscheint. Howard sieht die Netzwerke als Keimzelle zukünftiger globaler Gewerkschaf-
ten. Anwendung würden die neuen Strategien gerade in Bezug auf den globalen Süden finden, der 
oft einen geringen Organisationsgrad aufweist. Wenn dann nächstes Mal ein heimischer Gewerk-
schaftsfunktionär skeptisch fragt: Und, wie viele neue Mitglieder bringt uns das hier? Dann wäre die 
Antwort eines Unerschrockenen: Mindestens 30 Millionen. (Ibid, S. 9).

6	d en sozialstaat sozialisieren 

Staatliche Betriebe und öffentliche Dienstleister sind besonders gefragt, Demokratie und Beteiligung 
von Bürgern und Beschäftigten zu leben. Denn es war ja gerade das Versprechen der Verstaatlichung, 
Organisationen einer engen Profitorientierung zu entziehen und damit Interessen der Beschäftigten 
zu dienen. Der amerikanische Sozialphilosoph und Mitbegründer des linken Magazins „Dissent“, 
Martin Walzer, argumentiert, dass Nationalisierung diesem hehren Anspruch nicht voll gerecht wird. 
Unterschiede zwischen privater und staatlicher Organisation bleiben zumindest in Bezug auf Büro-
kratie, Hierarchie, und Entfremdung gering. Die staatlich geführte Organisation gehört  in der Theorie 
allen und ist wichtig für den Schutz der Arbeitsplätze. Aber für die Alltagserfahrung von Mitbestim-
mung durch die Beschäftigten ist die Distanz nach oben zu groß. Und darin liegt die Enttäuschung.

Der Linken-Politiker Gregor Gysi sieht das ähnlich. „Das Wachstumsmodell spätkapitalistischer In-
dustriestaaten, wie es bis in die siebziger Jahre ungebrochen funktionierte, hat die Staatsbürokratie 
sowohl als Sozialstaatsbürokratie als auch als infrastrukturelle Planungsbürokratie stark gemacht. 
(…) Der Linkssozialismus ist hier skeptisch. Das hängt zum einen mit dem Zusammenbruch der 
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Staatsbürokratie des Staatssozialismus zusammen, zum anderen setzt der Linkssozialismus auf mehr 
Demokratie, um die Entwicklung moderner Gesellschaften zu steuern“ (Gregor Gysi. Ausstieg Links? 
2015, S. 199).

Walzer redet der Sozialisierung, weniger der Nationalisierung das Wort. „Die eigentliche Alternative 
zu privatem Management ist Eigen-Management, Arbeiterkontrolle... . Wenn Ziel ist, die persönliche 
Erfahrung der Produktion zu ändern, dann reicht es nicht, dass das Volk oder der Staat den Prozess 
übernimmt; das müssen die Produzenten selber tun. Die Aufgaben des Managements müssen de-
mokratisch aufgeteilt werden, bzw. das Management muss kontrolliert werden – und zwar von den 
Männern und Frauen unten in der Hierarchie. Sonst wird nur staatliche Macht vergrössert, nicht die 
Macht der einfachen Beschäftigten“ (Socializing the Welfare State, in: Amy Gutmann (Ed.). Democra-
cy and the Welfare State, 1988, Princeton University Press. Übersetzung von S. P.).

Ergänzend dazu gibt es einen Einwurf des renommierten Sozialwissenschaftler Jürgen Habermas. Er 
kritisiert die oft eindimensionale Definition von staatlicher Solidarität, die über die verwaltungsrecht-
liche Implementierung politischer Programme häufig nur eine quantitative, vergeldlichte, kontrollie-
rende Form annimmt. Seine Suche gilt der Verbindung von staatlicher Vor- und Fürsorge und einer 
Gemeinschaftlichkeit durch Bürgerengagement.

Zu Walzer‘s, Gysi‘s und Habermas‘ Anliegen von mehr Basisdemokratie im öffentlichen Sektor findet 
man heute eine lange Reihe von Praxismodellen und Debatten. Sie gehen weit über das hinaus, was 
der saarländische Landtag im Sommer 2016 unter dem Stichwort „Schaffung von Transparenz in 
öffentlichen Unternehmen im Saarland“ diskutierte - die Offenlegung der Bezüge des Führungsper-
sonals.  Beispiele sind:

•	 die „Community Action“ Sozial-Programme in den USA der 1960er Jahre

•	 die Selbstverwaltung der Bremer und Bielefelder Universität in den 1970er Jahren

•	 das „participatory budgeting“ in Venezuela und Brasilien nach 2000

•	 die Diskussionen zu Genossenschafts-Universitäten in Großbritannien, „inspiriert durch die Art 
und Weise, in der 800 Schulen in Groß-Britannien in jüngerer Zeit Genossenschaften wurden“. 
(Joss Winn. How to save higher education with cooperation, in: www.geo.coop, aufgerufen am 
01.09.2015)

•	 das New Yorker Studenten-Netzwerk SODA (Student Organization for Democratic Alternatives), 
welches sich für „participatory budgeting“ Methoden an Universitäten, akademische Abschlüsse 
in „sozialem Unternehmertum“ (social entrepreneurship), sowie als Fürsprecher für solidarische 
Ökonomie und Wirtschaftsdemokratie einsetzt. (Alexander Kolokotronis. Bringing cooperation to 
the academy, in: www.geo.coop, aufgerufen am 02.12.2014)

•	 Schülergenossenschaften, deren Organisationsstruktur und Arbeitsumfeld es nahelegen, Einbli-
cke in wirtschaftliche, ökologische und soziale Zusammenhänge auf den staatlichen Bildungs-
bereich zu beziehen. Die Zahl der Schülergenossenschaften wächst regional. Im Saarland und 
Rheinland-Pfalz gibt es die Schülergenossenschaft InnoGrün/ Leibniz-Gymnasium St. Ingbert; 
Salmtalente eSG/ Integrierte Gesamtschule Salmtal; Multi-Steps eSG/ Realschule Asbach; Eifel-
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Geno eSG/ Realschule Neuerburg; Snackbar eSG/ Raiffeisen Campus Dernbach; und EGON eSG/ 
Eichendorff-Gymnasium Koblenz. Spitzenreiter ist Nordrhein-Westfalen mit ca. 70 Schülergenos-
senschaften. Gemeinsame Veranstaltungen werden bereits organisiert. (Siehe auch: Genossen-
schaft macht Schule. Schülergenossenschaften: 120 Lehrer und Schüler trafen sich im Wester-
wald, in: Genossenschaftliche Allgemeine, Juni 2016, S. 5).

7	 beteiligung der beschäftigten an der  
       saarländischen stahlindustrie? 

„Beteiligung“ ist ein umfassendes Konzept, bezieht sich auf verschiedene Ebenen und schliesst auch 
den öffentlichen Sektor ein. Ein herausgehobenes, unbeschadet aktueller von außen kommender 
Probleme, gelungenes saarländisches Praxisbeispiel, welches Grenzen der Mitbestimmung durch-
bricht, ist die saarländische Stahlindustrie. Ihre rechtliche Verfasstheit bietet die Chance, mittels ge-
zielter Nachbesserungen echte Beteiligung und Wirtschaftsdemokratie durchzusetzen. 

Dazu Heinz Bierbaum:
„Eine über die Mitbestimmung hinausgehende Form der Beteiligung ist die Mitarbeiterbeteiligung, 
wodurch die Belegschaften Eigentümerrechte erlangen. Mitarbeiterbeteiligung im Sinne von Wirt-
schaftsdemokratie meint allerdings mehr als die Beteiligung am Gewinn und Vermögen, sondern 
meint Wiederaneignung der durch die Arbeit geschaffenen Werte („Expropriation der Expropriateu-
re“) und damit Einfluss auf die Unternehmenspolitik. Ziel kann allerdings nicht die höchstmögliche 
Rendite in kurzer Frist sein. Ziel muss vielmehr eine nachhaltige Entwicklung und die soziale Verant-
wortung gegenüber der Gesellschaft und den Beschäftigten sein.

Die Eigentumsfrage ist entscheidend. Denn die Eigentümer bestimmen die Politik. Andere Formen 
als die des privaten Kapitaleigentums, wie beispielsweise Stiftungen, ermöglichen auch eine ande-
re... Politik. Wirtschaftsdemokratie ist daher grundsätzlich an eine Veränderung der Eigentumsfor-
men gebunden. Dazu zählen Mitarbeiterbeteiligung, aber auch Unternehmen, die sich insgesamt in 
Belegschaftshand befinden (Belegschaftsbetriebe) oder aber auch Genossenschaften. ...Wirtschafts-
demokratische Formen auf Unternehmensebene sollen mit mehr Einflussmöglichkeiten der Beleg-
schaften auf der betriebliche Ebene verbunden werden. Die Demokratisierung der Wirtschaft muss 
auch den Arbeitsprozess selbst erfassen“ (Heinz Bierbaum. Thesen..., S. 3).

Die Rechtsform der Stiftung wurde im Jahr 2001 gewählt, um die Stahlindustrie an der Saar zu 
fördern und zu stärken (Stiftungszweck). Es entstand die Montan-Stiftung-Saar, bestehend aus der 
Aktiengesellschaft der Dillinger Hüttenwerke und der Saarstahl AG. Wirtschaftlich spricht vieles für 
eine Erfolgsstory: die Stiftung selbst argumentiert, beide Werke erreichen in jährlichen Ranglisten der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung „Die 100 Größten“ stets Spitzenpositionen. Und politisch bewirkt 
das Stiftungsmodell, dass keine Privat-Eigentümer Geld aus den Hütten abziehen können. Die von 
den Beschäftigten erwirtschafteten Gewinne werden wieder an der Saar investiert. Die Stiftung ga-
rantiert Unabhängigkeit und wahrt Beschäftigteninteressen.

In einem wichtigen Punkt „Die Förderung der Wissenschaft in Forschung und Lehre“ ist der Zweck 
der Stiftung unzureichend erfüllt. Zwar wurde eine Stiftungsprofessur für Energietechnik an der 
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Hochschule für Technik und Wissenschaft (HTW) in Saarbrücken eingerichtet und eine Professur 
für Metallurgie an der Universität des Saarlandes gefördert. Doch die Sozialwissenschaften fehlen. 
Erstaunlich, denn die Rechtsform der Montan-Stiftung selbst läßt sich als Konstrukt eines sozialwis-
senschaftlichen Diskurses verstehen. Sozialwissenschaften halten es mit Sokrates: Kritische Fragen 
stellen, es ist ihr Beitrag zur Demokratie. Entscheidende Fragen an die saarländische Montan-Stiftung 
harren noch einer konstruktiven Antwort; in einer Anfrage des Abgeordneten Lafontaine (DIE LINKE) 
an die Regierung des Saarlandes Ende 2013 sind die Fragen benannt:

•	 Das Kuratorium der Montan-Stiftung-Saar ist u.a. dafür verantwortlich, dass die Stiftung die in der 
Satzung festgelegten Zwecke erfüllt. Wer kontrolliert die Montan-Stiftung-Saar? Wem gegenüber 
ist das Kuratorium rechenschaftspflichtig...?

•	 Wie gestaltet sich die Stiftungsaufsicht, die Montan-Stiftung-Saar betreffend, durch das zustän-
dige Ministerium für Inneres und Sport inhaltlich?

•	 Die Montan-Stiftung-Saar hält 100 % an der SHS-Stahl-Holding-Saar GmbH & Co. KGaA und 
hierdurch die Mehrheit an der Saarstahl AG, an der Dillinger Hütte Saarstahl AG sowie an der AG 
der Dillinger Hüttenwerke. Wie wird dies – insbesondere der Umstand, dass hierdurch die Verant-
wortung und Entscheidungsgewalt für einen maßgeblichen Teil der saarländischen Stahlindustrie 
letztlich in der Hand von sieben Kuratoriumsmitgliedern der Montan-Stiftung-Saar liegt – seitens 
der Landesregierung beurteilt?

•	 Auf der Grundlage welcher konkreten Regelungen und nach welchen Kriterien erfolgt die perso-
nelle Besetzung des Kuratoriums der Montan-Stiftung-Saar...? Wer hat hierbei ein Mitsprache-
recht oder besetzt sich das Kuratorium immer wieder selbst nach?

•	 ...Inwieweit erfüllt die Stiftungsarbeit der Montan-Stiftung-Saar aus Sicht der Landesregierung 
wesentliche Parameter für Transparenz und Publizität...?

(Drucksache 15/683. Landtag des Saarlandes. 15. Wahlperiode)

In ihrer Antwort zur obigen Anfrage beruft sich die Landesregierung auf das saarländische Stiftungs-
gesetz und das Bürgerliche Gesetzbuch. „Aus Sicht der Landesregierung haben sich das Modell der 
Montan-Stiftung-Saar und die Hüttenlösung in der Praxis bewährt. Sie sind aus gesellschafts-, stif-
tungs-, und satzungsrechtlicher Sicht nicht zu beanstanden“ (Drucksache, S. 7). Demokratiedefizite, 
wie die Notwendigkeit einer stärkere Beteiligung der Beschäftigten, werden nicht gesehen.

Im Gegensatz dazu setzt sich die Linkspartei im Saarland für eine permanente Vertretung der Beschäf-
tigten im Kuratorium der Montanstiftung ein. Ebenso würde die Montanstiftung ihren Stiftungszweck 
besser dadurch erfüllen, indem sie sozialwissenschaftliches Engagement unterstützt und sich der Un-
tersuchung und Förderung von Demokratie und Beteiligung im Arbeitsalltag der Hütten verschreibt, 
sowie nach den gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen fragt, unter denen die Rechtsform der 
Stiftung ihr freiheitliches Potential entfalten kann.
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7.1	 Interview mit Lisa weisenstein und timo ahr

Lisa Weisenstein (LW), 22, ist Mitglied des Landessprecher*innenrat 
der Linksjugend [solid] Saarland und erste Stellvertreterin im Vorstand des 
Jugend-Vertrauenskörpers bei Ford Saarlouis

Timo Ahr (TA), 22, JUSO-Mitglied, ist Vorsitzender der Gesamtjugend- 
und Auszubildendenvertretung Saarstahl AG

Stephan Peter (SP): Könnt Ihr eure Gewerkschaftsfunktion erläutern?

LW: Seit kurzem bin ich nicht mehr im Jugend-Vertrauenskörper, aber 
der VK ist der Ansprechpartner für die Azubis im Betrieb. Wir beraten die 
Azubis, informieren sie, und bilden quasi das Bindeglied zur Jugendvertretung. Wir nehmen an 
gewerkschaftlichen Veranstaltungen und Seminaren teil und werben dafür.

TA: Ich habe genauso angefangen, als Jugend-Vertrauenskörper. Auf diesem Fundament baut 
die Jugend-Auszubildendenvertretung auf. Da bin ich dann Jugendvertreter geworden und später 
Vorsitzender. Gleichzeitig noch Vorsitzender des Ortsjugendausschuss Geschäftsstelle Völklingen. 
Das ist der Zusammenschluss von allen gewerkschaftlich organisierten Betrieben und deren Ver-
treter im Jugendbereich. Das Betriebsverfassungsgesetz bietet dabei den Vorteil, dass die Jugend-
vertretung mit durchsetzungsfähig ist.

SP: Wie erlebt Ihr Eure Arbeit? Habt Ihr da Freiräume, das Gefühl wirklich mitbestimmen zu kön-
nen oder sagen Euch die älteren Hauptamtlichen wo der Hase lang läuft?

LW: Ich denke schon, dass wir einige Möglichkeiten zur Mitbestimmung haben. Zum Beispiel trifft 
sich der Jugend-VK regelmäßig. Dorthin werden auch Betriebsräte eingeladen oder der Erwachse-
nen-VK. Und dort können wir auch unsere Themen anbringen und der Betriebsrat kann sich dann 
entsprechend positionieren.

TA: Bei uns ist das ähnlich. Für mich persönlich war das schon ein Aufreißer, dass es die Mitbe-
stimmung noch gibt. Denn davor, in der schulischen Lebenswelt, wird ja Mitbestimmung eher 
klein gehalten. Bei der betrieblichen Mitbestimmung, bei Saarstahl habe ich das erste Mal so ge-
sehen, dass, wenn junge Arbeitnehmer irgendwas wollen und sich dafür einsetzen, es zusammen 
mit dem Betriebsrat, der Jugendvertretung, oder auch den Gewerkschaften möglich ist, solche 
Sachen durchzusetzen. Das sind keine Phrasen, sondern es wird wirklich was durchgesetzt, zum 
Beispiel die unbefristete Übernahme. Es war ein Riesenerfolg und der Wunsch der jungen Men-
schen. Dinge, bei denen man direkte Mitbestimmung halt erkennt.

SP: In Deutschland spricht man von der Krise der Mitbestimmung. An der Saar scheint die Welt 
noch halbwegs in Ordnung – der gewerkschaftliche Organisationsgrad bei der IG Metall ist hoch. 
Wie erleben das junge Leute, was sind ihre Wünsche an Mitentscheidung im Unternehmen?
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LW: Heute ist es zum Teil viel einfacher sich zu engagieren. Durch die sozialen Netzwerke, durch 
Internet, Handy gibt es eine viel größere Kommunikation, Jugendliche können schneller angespro-
chen werden. Auch durch die Gewerkschaften. So wie wir zum Beispiel in unserer Geschäftstelle 
organisiert sind, da wird man eigentlich direkt mitgerissen. Man kommt bei uns in die Betriebe rein, 
bei Ford ist es zumindest so, man wird direkt der Jugendvertretung vorgestellt. Es werden gleich 
Angebote zu Veranstaltungen gemacht, was kann man machen, wie man sich engagieren kann. 
So wächst man eigentlich da rein.

TA: Es ist schade, dass 90 Prozent, das würde ich mal behaupten, der jungen Menschen in den 
Betrieb kommen und gar keine Ahnung haben, was eine Jugend-Auszubildendenvertretung, was 
ist ein Betriebsrat ist. Von der Gemeinschaftsschule zur Erweiterten Realschule bis zum Gymnasi-
um werden solche Themen komplett außen vorgelassen. Das müsste aber erklärt werden, bevor 
jemand eine duale Ausbildung beginnt. Sozialpartnerschaft ist so wichtig und die Leute wissen gar 
nicht, um was es geht.
So ist es, wie Lisa das jetzt gesagt hat, in den Betrieben erstmal unsere Aufgabe, das zu erklären. 
Jugendvertreter ist ja mehr als nur ein Klassensprecher. Es ist ein bisschen schwierig, die dort 
abzuholen, denn es ist ja schon ziemlich viel, was auf die einprasselt, wenn sie einen neuen Le-
bensabschnitt beginnen. Im Saarland gelingt uns das noch vergleichsweise gut, deshalb auch der 
Organisationsgrad, was natürlich auch nochmal traditionell bedingt ist: In der Vergangenheit ist 
das schon mal aufgebaut worden und wir führen das jetzt quasi weiter, wollen das ausbauen.

SP: Der italienische Marxist Antonio Gramsci hat mal von der kulturellen Hegemonie gesprochen,  
dass bestimmte Sachen einfach selbstverständlich sein sollten. Und da fehlt im Saarland in der 
Tat eine unterstützende Infrastruktur. An Schulen und Hochschulen haben die Beschäftigten nicht 
mitbekommen, worüber wir hier reden. Fehlt es nicht auch an einer Vernetzung, die progressive 
Gruppen zusammenbringt und stärkt?

TA: Es fängt schon beim Bildungssystem an. Die jungen Leute kommen hier rein und es gibt Ta-
rifverträge. Aber es fehlt das Bewusstsein, wie die entstanden sind und wer dafür gekämpft hat. 
Dann gibt es auch noch die Situation, dass wir die christliche Gewerkschaft Metall in den Betrieben 
haben, eine totale Pseudo-Gewerkschaft. Die machen teilweise Tarifverträge, die sind ein Witz. 
Das sind Dinge, die einem das Leben schwer machen. Es bleibt schwierig, immer nochmal das Er-
kämpfte in den Vordergrund zu stellen, zu sagen, das haben wir erreicht, nicht alles ist schlecht. So 
gab es beim Stahlaktionstag am 11.4.16 ein Netzwerk, ein Zusammenspiel von mehreren Institu-
tionen. Da haben natürlich die Gewerkschaft und die betriebliche Mitbestimmung voran gedrückt, 
das waren neben der Linksfraktion weitere Fraktionen, die sich dort angeschlossen haben, die SPD 
auch, die Arbeitskammer hat uns unterstützt. Es waren 20.000 Leute auf der Strasse. Das hat es 
so schon ewig nicht mehr gegeben. Es gibt sie also noch, diese Vernetzungen. Die gilt es natürlich 
auszubauen, denn dann gelingt es eher, gemeinsame Erfolge zu erzielen.

LW: Kooperationen bestehen zum Beispiel zwischen Gewerkschaften und Arbeitskammer. Die 
Kammer stellt Gebäude, bietet Fortbildungen usw. an, sie hat durch den jährlichen Bericht die 
Möglichkeit, ordentlich Druck auszuüben, das sollte noch stärker getan werden. Die Gewerkschaf-
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ten sollten an diesen Punkten anknüpfen, sich besser mit der Kammer absprechen und in ihren 
Forderungen etwas radikaler sein. Momentan wird sich ein wenig ausgeruht auf dem, was, wie der 
Timo sagte, bereits erkämpft wurde. Da könnte doch noch einiges mehr passieren.

TA: Zum Thema Arbeitskammer, es ist vielen Saarländern nicht bewusst, dass es eine Arbeitskam-
mer nur in Bremen und im Saarland gibt. Es ist auch nicht Teil unseres Bildungssystems, dass da 
eine Institution existiert, die sich nur für Arbeitnehmer einsetzt. Die Forschung betreibt und uns 
landespolitisch Zahlen liefert, wo passgenau drin steht, was schlecht läuft. Einschliesslich Forde-
rungen, wo wir sagen können, da können wir einsteigen, das sind die Daten die wir brauchen. 
Wenn Leute zum Beispiel in der Saarbrücker Zeitung Leserbriefe schreiben, „Warum brauchen 
wir die Arbeitskammer“ ist das eine Bildungslücke. Man sieht gar nicht, was gemacht wird. Ins 
Bildungszentrum in Kirkel gehen so viele Arbeitnehmer hin, sie werden geschult; aber nicht nur 
Arbeitnehmer, auch Funktionäre, die sich später für bessere Arbeitsbedingungen einsetzen. Auch 
das Beratungsangebot oder die mit der Kammer verbundene Akademie für Arbeit und Sozialwesen 
(AFAS) sind schnell vergessen, obwohl das alles elementar ist.

SP: Die Arbeitskammer hat ja einiges an angedockten Institutionen und Stellen. Man kann nur 
hoffen, dass die Kammer einen abgestimmten strategischen Plan hat für das, was sie mit all dem 
erreichen will. Nach der Finanzkrise 2008 gab es bei den Gewerkschaften ein gewisses Interesse 
am Thema Wirtschaftsdemokratie. Heute scheint das wieder eingeschlafen, bei der IG Metall noch 
mehr als bei ver.di. Ver.di hat auf seinem Gewerkschaftstag im Herbst 2015 immerhin ein Papier zu 
Wirtschaftsdemokratie diskutiert und auch verabschiedet.

LW: Eine Herausforderung ist, die Frage von Belegschaftsübernahmen stellt sich oft im Falle eines 
Bankrotts oder einer geplanten Standortverlegung. Da aber die Lage der Industrie bei uns momen-
tan, im Gegensatz zu 2008, relativ gut ist, mag es sein, dass das Interesse an diesem Thema nicht 
so hoch ist. Vielleicht überwiegt das Gefühl mir geht’s gut, ich brauch das nicht. Aber was ver.di 
macht, finde ich gut. Ein Projekt zu machen, dass wir diese Ideen nicht verlieren. Da müssen wir 
ehrlicherweise auch über Risiko, Verantwortung und Haftung sprechen. So besteht eventuell das 
Risiko, dass bei Übernahmen die Belegschaften selbst zu Kapitalisten werden.
Viele wissen auch einfach nicht, wie eine Übernahme umgesetzt werden sollte. Würde dort Auf-
klärungsarbeit von Institutionen wie IG Metall, ver.di und Arbeitskammer betrieben, dann würden 
solche Optionen vielleicht öfter durchgesetzt werden.

TA: Lasst uns nicht vergessen, dass wir hier im Saarland mit dem Stiftungsmodell in der Stahlin-
dustrie eine Art Beteiligung geschafft haben. Aber das löst nicht das Problem mit dem internati-
onalen Markt. Bei Ford zum Beispiel sitzen die Entscheider nicht in Deutschland, sondern in den 
USA. Und die haben keine Mitbestimmung, wie wir das von unserem Betriebsverfassungsgesetz 
kennen. Sie haben das nur in abgewandelter Form. Das macht es schwierig.

Zum Thema demographischer Wandel – wir suchen händeringend Fachkräfte, oder auch Füh-
rungskräfte, Geschäftsführer etc., vergessen aber, dass das Gold in den Köpfen der Mitarbeiter 
steckt. Diese kennen den Markt, arbeiten seit 20, 30 Jahre im Betrieb, haben dort gut gearbeitet. 
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Aber dann wird irgendeiner von außen geholt, nur weil er zwei, drei Bachelor-Abschlüsse hat. 
Das muss man auf jeden Fall mal beheben. Will aber auch sagen, die Wahl von Vertrauensmann, 
Vertrauensfrau, dann die Listenaufstellung vom Betriebsrat, dann die Wahl der Menschen für den 
Aufsichtsrat, usw., auch das ist ein Stück Wirtschaftsdemokratie.

LW: Die Arbeitskammer ist ja breitgefächert aufgestellt und hat dadurch die Möglichkeit, Verbände 
und Institutionen miteinander zu verbinden und ihnen ihre Rolle auch zuzuordnen. Mitbestimmung 
kann ja bei uns von zwei Seiten angestoßen werden. Das ist die Gewerkschaft und die Landesre-
gierung. Die Arbeitskammer hat die Möglichkeit, den Druck auf die Landesregierung zu erhöhen. 
An diesem Punkt sollte sie verstärkt angreifen.

TA: Wir schieben immer die Last von uns selbst weg. Wir – Lisa, Du, ich - sind die IG Metall und 
nicht irgendein Vorsitzender. Und wenn uns da was nicht passt, müssen wir auf gut deutsch den 
Arsch hoch kriegen und was ändern. Dasselbe auch in den Parteien. Ich kann mich über Parteien 
beschweren, aber wenn ich keiner Partei angehöre, mich nicht engagiere, kann ich dort auch nichts 
verändern. Der Druck entsteht immer unten, und geht von unten nach oben, nur dann werden sich 
die oben bewegen.
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Die Wirtschaft dient ihren Besitzern. Wenn den Saarländern die Wirtschaft gehört – in Form von Stiftun-
gen, Genossenschaften, Belegschaftsbetrieben und staatlichen Unternehmen – gibt es eine echte Chance, 
dass die Saar-Wirtschaft dem Saarland dient. Wenn, wie das überall in den USA passiert, internationale 
Anteilseigner die lokale Wirtschaft besitzen, dann wird die lokale Wirtschaft die internationalen Anteils-
eigner bedienen.

Das lokale Gemeinwesen, die Kommunen, brauchen für verlässlichen und nachhaltigen wirtschaftlichen 
Wohlstand Unternehmen im Besitz vor Ort. Warum? Weil ortsansässige Unternehmen sich dort behaupten 
und entwickeln wollen wo sie entstanden, in ihrer Heimatstadt, ihrer Gegend. Im Gegensatz dazu sind 
internationale Aktiengesellschaften nicht mehr als temporäre Besucher, die überall dorthin gehen, wo der 
meiste Profit winkt.

Unternehmen, die von ihren Beschäftigten betrieben werden, sind ein erfolgreiches Geschäftsmodell, wie 
die Beispiele FRALIP [Frankreich], Mondragon [Spanien] und auch einige Beispiele im Saarland zeigen. 
Im Besitz der Beschäftigten zu sein ist eine stabile Form von Besitz, der vor Ort verankert ist – hilfreich 
dabei, nicht nur lokales Wirtschaften zu beleben, sondern auch die deutsche Volkswirtschaft angesichts 
des internationalen Wettbewerbs zu stärken. Und Gewerkschafts-Genossenschaften [Genossenschaften 
mit Tarifverträgen und Gewerkschaften] bringen zudem noch die Energie von Gewerkschaften mit ein, sich 
für gute Löhne der Beschäftigten einzusetzen. Kleine und mittlere Unternehmen können ganz in der Hand 
ihrer Beschäftigten sein. Große Firmen, wie Stahlwerke, können zu einem Teil im Besitz von Stiftungen, 
zum anderen Teil im Besitz der Beschäftigten sein. Lokale Familienunternehmen tragen schließlich zu einer 
Stärkung der lokalen Kreislaufwirtschaft bei. (Übersetzung von S.P.)

John Clay ist Schriftsteller, Arbeitsmarktanalyst und Gewerkschaftsmitglied in Minnesota, USA. 
2014 war er Gastredner in der saarländischen Arbeitskammer zum Thema Gewerkschaften und Ge-
nossenschaften. Sein Artikel „Can Union Co-ops Help Save Democracy“ [Können Gewerkschafts-
Genossenschaften helfen, die Demokratie zu retten] stellt das zwischen der US Stahlarbeiterge-
werkschaft USW und dem spanischen Genossenschaftsverbund Mondragon ausgehandelte sog. 
Gewerkschafts-Genossenschafts-Modell vor. Der Artikel befindet sich auf der Webseite der Stahlar-
beitergewerkschaft.

7.2	 john clay, usa
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8	I ndustrie 4.0

Eine Analogie. Israel war in den 1960er Jahren noch landwirtschaftlich geprägt. Heute ist es ein füh-
render Standort für die digitale Industrie. In den 1960er Jahren dominierte die israelische Arbeiterpar-
tei in Verbindung mit den Gewerkschaften die Politik. Über das gemeinwirtschaftliche Kibbutz-Expe-
riment sprach die ganze Welt. Heute macht Israel durch Rechtspopulismus und jüdischen Rassismus 
auf sich aufmerksam. Progressive jüdische Stimmen aus USA, Frankreich und Israel selbst fragen 
sich, ob das Land der internationalen linken Bewegung überhaupt noch was zu bieten hat. (Sie-
he: Israel, Kibbutz & Moshav und das linke Projekt. Newsletter Wirtschaftsdemokratie, Saarbrücken, 
Ausgabe 7–09/2015). Jeremy Corbin, Vorsitzender der britischen Labour Partei, faßt im Sommer 
2016 diese Stimmung so zusammen: „Unsere jüdischen Freunde sind nicht mehr für die Aktivitäten 
Israels oder der Netanyahu-Regierung verantwortlich, als es unsere muslimischen Freunde für solche 
verschiedene selbst-ernannte islamische Staaten oder Organisationen sind“.

Geht Deutschland auf dem Weg Richtung „Industrie 4.0“ denselben Weg? Die Metall-Zeitung 
schreibt: „Im Jahr 2016 ist die Mitbestimmung erneut unter Druck. Waren es einst über 100 mon-
tanmitbestimmte Unternehmen, sind es heute noch 20“. Das kritisiert auch Bundespräsident Norbert 
Lammer (CDU), der auf der 125-Jahr-Feier der IG Metall über die Vorteile der Montanmitbestimmung 
sprach. „Der Gesetzgeber sollte nachdenken, ob es der Weisheit letzter Schluss ist, dass dieses Mit-
bestimmungsmodell in die Geschichtsbücher wandert“ (Metall-Zeitung, Juli 2016, S. 12).

Es ist nicht erkennbar, dass die saarländische CDU und SPD und ihre Verbündeten die Herausfor-
derung „Industrie 4.0“ als eine Chance für mehr Beteiligung und positive Freiheit der Beschäftigten 
nutzen wollen. Um was geht es?

Industrie 4.0 bezeichnet die „Vernetzung von Mensch, Maschine und Produkt, über das Internet in 
Echtzeit. Rohlinge manövrieren sich durch die Produktion. Menschen und Roboter arbeiten zu-
sammen. Maschinen rüsten sich selbstständig um. Industrie 4.0 umfasst eine Kombination neuer 
Entwicklungen in der Mikroelektronik, der Sensorik, der Robotik und der Datenverarbeitung. Riesige 
Datenmengen können in Echtzeit an verschiedenen Orten verarbeitet werden“ (Metallzeitung, Juli 
2016, S. 26).

Was Auswirkungen der Digitalisierung auf die Arbeit der Beschäftigten betrifft, wird im Saarland in 
traditionellen Bahnen gedacht. Zwar klingen die industriepolitischen Leitlinien des SPD-geführten 
Wirtschaftsministeriums radikal: „Die Beschäftigten sind die Sensoren am Puls des betrieblichen 
Alltags und damit genau die Expertinnen und Experten, die frühzeitig Probleme erkennen und Chan-
cen durch eigene Ideen wahrnehmen können. Sie müssen daher stets im Mittelpunkt stehen“ (Wie 
wir mit Industrie Zukunft gewinnen. Industriepolitische Leitlinien. Hg.: Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit, Energie und Verkehr, Saarbrücken, Mai 2016, S. 22). Die logische Schlußfolgerung daraus: 
Kollektive Selbstorganisation findet sich nirgends. Stattdessen heißt es lapidar: „Die 4. Industrielle 
Revolution ist mitbestimmungspflichtig“ (Leitlinien, S. 22).

Ähnlich vage, wenn nicht hilflos, äußern sich zwei führende Vertreter der Arbeitskammer. Thomas 
Otto, Hauptgeschäftsführer der Arbeitskammer, meint: „...die Digitalisierung dringt in alle Lebens-
bereiche ein. ...Unternehmen müssen gerade jetzt in der sozialen Verantwortung gehalten werden, 
um diesen Strukturwandel sozialverträglich gestalten zu können“ (Ein Beitrag für mehr Demokratie 



20

in Wirtschaft und Gesellschaft, in : Arbeitnehmer, Heft 1, 2016, S. 5). Und Hans Peter Kurtz, AK-Vor-
standschef, in demselben Heft: „Industrie 4.0 und Digitalisierung sind in aller Munde. ...Sollen weiter 
die Menschen die Maschinen führen und nicht umgekehrt, brauchen wir Betriebs- und Aufsichtsräte 
auf Augenhöhe mit der Unternehmensleitung...“ (4.0-Zeitalter mitbestimmt gestalten, S. 11).

SPD-Vorsitzender Sigmar Gabriel macht anläßlich des 40-jährigen Inkrafttretens des Mitbestim-
mungsgesetzes einen eigenen Vorschlag. „Der Schwellenwert ab dem Mitbestimmung gelten soll, 
solle von 2000 auf 1000 Beschäftigte gesenkt werden“ (Gabriel will Mitbestimmung ausweiten, in: 
Saarbrücker Zeitung, 1.7.2016, S. A6). Dem widerspricht Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer: „Die Mit-
bestimmung sei kein Verkaufsschlager geworden, und werde es auch nicht mehr werden“ (Ibid). Der 
Mann mag Recht bekommen. Denn wenn progressive Kräfte auf ausgetrampelten Pfaden wandeln 
und keine soziologische Phantasie entwickeln, werden Rechte diese intellektuelle Faulheit ausbeuten 
und das seit Adam Smith bekannte Mandra von Indiviualisierung und Privatisierung durchsetzen.

Um die Zukunft nicht zu verspielen, fordert der Oppositionsführer im saarländischen Landtag Os-
kar Lafontaine die Landesregierung auf, die Kritik von Arbeitskammer und IHK am Mangel von Zu-
kunftsprojekten ernst zu nehmen: „Die Arbeitskammer warnt zu Recht davor, dass unser Saarland 
abgehängt wird und der Landesregierung ein stimmiges Konzept fehlt“. Besonders heikel, bedroht 
laut einer Studie des Nürnberger Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) die Digitalisie-
rung zahlreiche Jobs gerade im Industrieland Saarland. Denn hier arbeiten viele Menschen in Beru-
fen, die großteils von Computern oder Maschinen erledigt werden könnten. „Der Anteil an Berufen, 
die weitgehend durch Maschinen zu ersetzen sind, sei vor allem in jenen Bundesländern mit viel In-
dustrie hoch, so die IAB-Forscher“ (Studie: Digitalisierung bedroht besonders viele Jobs im Saarland. 
Saarbrücker Zeitung, 15.6.2016, S. A9).

Ausgangspunkt einer Innovationspolitik, für die Industrie und jenseits von ihr, kann eine Studie der 
Universität von Sussex/England sein. Veröffentlicht in einer Wirtschaftszeitschrift des renommierten 
Massachusetts Institute of Technology (MIT), ist ihr zentrales Credo: „Bosse spielen keinerlei Rolle für 
Beschäftigte, Sinnhaftigkeit in der Arbeit zu erlangen; aber Bosse haben die Kapazität, Sinnhaftigkeit 
zu zerstören und sollten sich klein halten“. Die Projektleiter der Studie meinen, sinnvolle Arbeit geht 
Hand in Hand mit der Erfahrung, als Mitmenschen zu agieren. Tradierte Rollen wie „Arbeiter“ oder 
„Beschäftigter“ verschwinden dann. Organisationen, die erfolgreich sinnvolle Arbeitserfahrungen er-
möglichen, ziehen am ehesten gute Mitarbeiter an und schaffen humane Arbeitsplätze. (Meaningful 
work not created, only destroyed, by bosses, study finds, MIT Sloan Management Review, www.
sciencedaily.com, 3.6.2016).

Eine im Saarland allseits angemahnte Qualifizierungsoffensive kann auf diesen Überlegungen auf-
bauen. Erste einschlägige Initiativen bestehen, sich für Digitalisierung und Industrie 4.0 fit zu ma-
chen. Einige Beispiele:

•	 Der Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens e.V. organisiert im Herbst 2016 
eine Tagung zum Thema „IT-Genossenschaften – Zukunft gestalten durch gemeinschaftliche Ver-
antwortungsübernahme. Kooperation als Grundlage für komplexe Innovationen im EDV-Sektor“

•	 Im Herbst 2015 wurde beim „Zukunftsforum Genossenschaft“, einem Netzwerk-Projekt des 
Baden-Württembergischen Genossenschaftsverbandes, im GENO-Haus Stuttgart darüber disku-
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tiert, welche Bedeutung Genossenschaften angesichts von Herausforderungen wie Digitalisie-
rung und Energieeffizienz haben.

•	 Im November 2015 beteiligte sich die Rosa-Luxemburg-Stiftung New York an einer Konferenz 
„Platform Cooperativism - Das Internet, Eigentum und Demokratie“ (http://platformcoop.net/). 
Dabei geht es um „die Erkundung eines kooperativen Internets, bestehend aus Platformen, die 
von jenen Menschen gesteuert werden, die sie auch nutzen“ (www.rosalux-nyc.org). Aufgegrif-
fen wird eine Kritik an der „Sharing Economy“, welche Freiheit versprach und oftmals zur „Cor-
porate Sharing Economy“ verkam. Diesem Wirtschaften, welches Marktprinzipien immer tiefer in 
das Leben der Menschen eindringen läßt und Ausbeutung bewirkt, wird ein digitales Wirtschaf-
ten gegenüber gestellt, welches die Menschen besitzen.

Was regional ganz offensichtlich fehlt, ist ein Netzwerk-Projekt zu Industrie 4.0, das von saarlän-
dischen Gewerkschaften, der fürs Saarland zuständigen Abteilung des Genossenschaftsverbandes 
e.V., und der Arbeitskammer des Saarlandes nachhaltig angestoßen wird. Erst die Autonomie, dann 
die antagonistische Kooperation, etwa die Mitarbeit im angedachten „Bund Neue Arbeitswelt Saar“, 
der Sozialpartner, Wissenschaft und Politik zusammen bringen soll.

9	 ärmelaufkrempeln, zupacken, aufbauen

„Er hat keinen friedlichen Ausklang erlebt. Es wird keinen Rentner Otto Brenner geben, der seine Rosen 
schneidet. Nur wenn man ihn in der Großvaterrolle einmal sah, weiß man, dass er sie wirklich hätte ge-
nießen können“, schreibt sein langjähriger Pressesprecher Thönnessen (Werner Thönnessen. Mein Tor 
zur Welt, 2005, S. 147). Otto Brenner, Viktor Agartz, Fritz Opel, Jakob Moneta, Willi Bleicher – eine Ge-
neration von Gewerkschaftern, die von Weimar und der Nazi-Zeit geprägt waren und oft schonungslos 
sich selbst gegenüber, nach Kriegsende für eine ausbeutungsfreie, nicht-kapitalistische Gesellschafts-
ordnung eintraten. Zwei ihrer herausgehobenen Vertreter, der langjährige IG Metall-Vorsitzende Otto 
Brenner und der Wirtschaftspolitiker und Gewerkschafter Viktor Agartz werden stellvertretend aufgeru-
fen daraufhin, wie sie sich zu Fragen von Freiheit und Wirtschaftsdemokratie äußern.

9.1	 Otto Brenner

Otto Brenner, 1907 -1972, war ein legendärer Gewerkschaftsführer und erster Vorsitzender der IG 
Metall von 1956-1972. Er war – und blieb – ein Kind der alten Arbeiterbewegung, die politische und 
soziale Demokratie immer zusammen dachte. Darin unterschied er sich von Gewerkschaftern wie 
dem IG Bau-Steine-Erden Vorsitzenden Georg Leber, die der Sozialpartnerschaft und der sozialen 
Marktwirtschaft das Wort redeten. So schrieb er am 1. Januar 1945 an seine Frau: „Ich will hoffen, 
dass das kommende Jahr uns den Frieden bringt. Aber was heißt schon Frieden? Wir können uns 
zunächst nur das Kriegsende wünschen, denn wahrhaften Frieden wird es im Kapitalismus für uns 
nicht geben“ (Harald Jentsch. Otto Brenner – ein Streiter um soziale Demokratie, in: Utopie krea-
tiv, H.212, Juni 2008, S. 556). Er unterstützte die wirtschaftspolitischen Grundsätze des DGB-Grün-
dungskongresses 1949: „Überführung der Schlüsselindustrien in Gemeineigentum, insbesondere 
des Bergbaus, der Eisen- und Stahlindustrie, der Großchemie, der Energiewirtschaft, der wichtigen 
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Verkehrseinrichtungen und der Kreditinstitute“ (Ibid, S. 557). Er war von Fritz Naphtali‘ Buch „Wirt-
schaftsdemokratie“ inspiriert, das bedeutete, er lehnte später sowohl den Kurswechsel der SPD von 
einer marxistisch inspirierten Partei hin zu einer Volkspartei Ende der 1950er Jahre als auch die Ziele 
von KPD und SED ab.

Demokratie und Freiheit waren für Brenner zentral. Beides wurde 1933 zerstört. Brenner zog aus 
dieser Zäsur die Lehre, dass ökonomische Macht politische Macht bedeutet und einseitige politische 
Macht die gleichberechtigte Teilhabe und Freiheit aller Staatsbürger gefährdet. Nur mit Hilfe eines 
umfassenden Auftrags, eines politischen, sozialen und kulturellen Mandats, würde es den Gewerk-
schaften gelingen, gesellschaftsverändernd zu wirken. Tarifpolitik und Mitbestimmung sind nicht 
Selbstzweck, sondern dienen diesem Ziel. „Während die herrschende Wirtschaftsordnung Freiheit 
vor allem mit unternehmerischer Entscheidungsfreiheit gleichsetzt, muss die Mitbestimmung die 
Freiheit des Kapitals so weit einschränken, daß sie der Freiheit der Arbeitnehmer nicht mehr im Wege 
steht“ (Otto Brenner. Für eine bessere Welt. Aufsätze zur Gewerkschaftspolitik. 1970, S. 53, 54).

Brenner‘s militanter Kurs brachte zumindest tarifpolitische Erfolge. Große Erfolge , signifikante Lohn-
erhöhungen, das Urlaubsgeld, die Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle, die schrittweise Einführung 
der 40 Stunden Woche. Er mußte mit dem Paradoxon leben, „dass sein gewerkschaftlicher Radikalis-
mus letztlich zu einer Wohlständigkeit auch der Arbeitnehmer führte, die seine genuinen Absichten, 
Klassenbewußtsein zu schaffen und das sozialistische Endziel anzustreben, zunehmend konterkarier-
te. Die Erfolge des Aktivismus Brenners trugen zur stärkeren Integration, Zufriedenheit, schließlich 
auch Anpassung der Arbeiter in das marktwirtschaftliche System der Bundesrepublik bei“ (Franz 
Walter. Der Scharfmacher, in: www.spiegel.de, 7.11.2007, S.6). Man muss diese Einschätzung nicht 
teilen. Brenners Errungenschaften lassen sich auch mit „antikapitalistischen Strukturreformen“ ver-
gleichen, wie Jusos das mal nannten. Sie haben immer ein Janus-Gesicht: neben der materiellen 
Besserstellung besteht die Möglichkeit stärkerer demokratischer Kontrolle durch die Beschäftigten, 
wenn nicht gar deren Politisierung.

Was erst heute wieder als Beitrag zur Transformation der Verhältnisse wichtig erscheint, war  Brenner‘s 
bescheidener Lebensstil. Als „Party- und Gesellschaftslöwe in der Frankfurter Society begegnete man 
ihm nicht. Brenner stand nie, wie durchaus andere aufgestiegene Arbeiterfunktionäre, in der Gefahr, 
als Parvenüs herumzustolzieren. Der Puritaner an der Spitze der Metallgewerkschaft rauchte nicht, 
trank kaum Alkohol, dafür jederzeit und viel Tee; er besaß kein eigenes Auto, urlaubte – wandernd 
– am liebsten im eigenen Land“ (Ibid, S. 6). Die gegenwärtige Politikkrise ist auch eine Glaubwür-
digkeitskrise, bei der Politiker zuvorderst als an ihrem eigenen Wohlergehen interessiert erscheinen. 
Nicht so Brenner: Er „lebte den Sozialismus, ging in ihm als Mensch, Politiker, Gewerkschafter ganz 
und gar auf. ...Auch als Erwachsener folgte er der Devise von der Einheit des politischen Bekenntnis-
ses und des täglichen Lebensstils“ (Ibid, S. 3). Mit der zeitgenössischen Betonung direkter gelebter 
Demokratie und Beteiligung verbindet sich nicht zuletzt die Hoffnung, Maßlosigkeiten abgehobener 
„Repräsentanten“ umkehren zu können.

9.2	viktor  agartz

Nicht minder glaubwürdig, fast schon exemplarisch die Situation der deutschen Arbeiterbewegung 
um die Mitte des 20sten Jahrhunderts widerspiegelnd, war der aus Remscheid stammende Sohn 
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ines Metallarbeiters, Viktor Agartz (1897-1964). „Agartz trat der SPD bei, wo er zum linken Flügel 
gehörte. 1920 beteiligte er sich am Generalstreik und Widerstand gegen den Kapp-Putsch. Nach der 
Promotion zum Dr. rer. pol.1924... arbeitete er als wissenschaftlicher Assistent und später als Vor-
standsmitglied bei der Kölner Konsumgenossenschaft und war in der Bildungsarbeit der freien Ge-
werkschaften tätig“ (https://de.wikipedia.org/wiki/Viktor_Agartz). Von den Nazis entlassen und später 
verfolgt, tauchte er nach dem 20. Juli 1944 unter.

Er „gehörte in der Nachkriegszeit zu den wichtigsten und einflussreichsten Persönlichkeiten inner-
halb der deutschen Sozialdemokratie und der Gewerkschaften. Von 1948 bis 1955 war er Direktor 
des Wirtschaftswissenschaftlichen Institutes (WWI) des DGB. Seine Karriere endete jedoch abrupt, 
als er 1957 aufgrund von Kontakten zur DDR wegen „Landesverrats“ angeklagt wurde“ (R. Bispinck 
u.a. (Hrsg.) Wirtschaftsdemokratie und expansive Lohnpolitik. Zur Aktualität von Viktor Agartz, 2008). 
Sein Verteidiger war Gustav Heinemann. Agartz wurde freigesprochen, doch für lange Zeit blieb er 
bei Sozialdemokraten und Gewerkschaften eine „Persona non grata“. 1958 wurde er wegen par-
teischädigenden Verhaltens aus der SPD und dem DGB ausgeschlossen. Durch die Studentenbewe-
gung der späten 1960er Jahre kam es zu einer teilweisen Wiederentdeckung von Agartz. Und in den 
letzten Jahren organisierten das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut der Hans-Böckler-
Stiftung und die Rosa-Luxemburg-Stiftung NRW eine Tagung und eine Konferenz zu seinem Werk.

Agartz fordert die Politisierung der Gewerkschaften hin zu eindeutig sozialistischen Gewerkschaf-
ten. Brenner versteht die IG Metall zwar ausdrücklich auch als politisch, verteidigt aber die Idee der 
Einheitsgewerkschaft gegen als Bedrohung wahrgenommene kommunistische und christlich-soziale 
Machtansprüche. Diese geschichtliche Kontroverse hat Aktualität; sie ergibt sich aus der zunehmen-
den Verquickung von Gewerkschaften und Kapital, der stärkeren Individualisierung, wenn nicht De-
politisierung der Beschäftigten, dem Niedergang der deutschen und europäischen Sozialdemokratie. 
Wer heute, 40 Jahre nach dem 1976er Mitbestimmungsgesetz, über Wert und Zukunft der Mitbe-
stimmung und Mitarbeiterbeteiligung nachdenkt, fühlt sich an Agartz‘ Mahnung auf dem Höhepunkt 
seines Einflusses auf dem DGB-Kongress 1954 erinnert: Gewerkschaften sollten keine Maschinerie 
werden „von Funktionären, sondern eine Bewegung der um ihre Besserstellung ringenden Men-
schen, ...nicht Selbstzweck, sondern Instrument in diesem Ringen“ (Jürgen Seifert, Die Situation der 
Gewerkschaften im Spiegel der Theorie, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 1/1962, S. 18).  Agartz 
sieht die politische und parteipolitische Neutralität der Gewerkschaften als Deckmantel für Inaktivität. 
Das nagt am Prinzip der Einheitsgewerkschaft und der politischen Kraft der Gewerkschaften genau 
so viel, wie eine saarländische Arbeitskammer heute, die zu ihren Veranstaltungen fast ausschließlich 
Vertreter einer unscheinbaren Sozialdemokratie einlädt. Beides verletzt das Interesse an soziologi-
scher Imagination, dem Pluralismus und Markt der Ideen und radikalen  Positionen.

Agartz forderte das grundsätzlich Andere, System-Parteien sind ihm zuwider. Er ist ein scharfer Ana-
lytiker der wirtschaftlichen, politischen, und ideologischen Restauration und der Repression gegen 
Links in der jungen Bundesrepublik. Mitbestimmung schätzt er nicht als Selbstzweck, sondern als 
Mittel des gewerkschaftlichen Freiheits- und Emanzipationskampfes, als Gegengift zum Versuch, die 
organisierte Arbeiterschaft in die bürgerliche Gesellschaft zu integrieren.

Er redet einer expansiven Lohnpolitik das Wort, welche sich nicht damit begnügt, „den Reallohn 
an die volkswirtschaftliche Entwicklung nachträglich heranzubringen. Sie muss versuchen, die wirt-
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schaftliche Expansion von sich zu forcieren, um durch bewusste Kaufkraftsteigerung eine Auswei-
tung der Produktion herauszufordern. ... Eine expansive Lohnpolitik ist zugleich das wirksamste Mit-
tel, die Betriebe laufend zu höherer Rationaität anzuhalten, die Produktivität zu steigern und damit die 
Lohnexpansion zu fundamentieren“ (Viktor Agartz. Expansive Lohnpolitik, in: WWI, 1953, Heft 12, S. 
245-247). Agartz sieht Lohnpolitik nicht nur als Konjunktur, sondern auch Machtpolitik, welche Be-
schäftigte in die Lage versetzt zu sagen, Arbeit dient dem Leben und nicht umgekehrt. Konzepte der 
„expansiven“, „offensiven“ oder „solidarischen“ Lohnpolitik blieben gewerkschaftliche Lohnpolitik 
bis in die 1980er Jahre. Ausdruck der Krise seither, mit fortdauernder Umverteilung von Arbeits- zu 
Kapitaleinkünften, sich vergrößernden Lohnunterschieden, einem wachsendem Niedriglohnsektor 
und das oftmals defensiv-pragmatische Reagieren der Gewerkschaften.

Christoph Jünke zieht einen historischen Vergleich zu Oskar Lafontaine. „Was haben Lafontaine und 
Agartz gemeinsam? Beide sind in ihrer Zeit führende Politiker, die gleichsam aus dem politischen 
Establishment kommen, in diesem Falle aus dem sozialdemokratischen Establishment und in einer 
Zeit des historischen Umbruchs, des gesellschaftlichen Übergangs, ihren alten Überzeugungen treu 
bleiben wollen und deshalb gesellschaftspolitisch ausgegrenzt, beschimpft und denunziert werden,   
nicht zuletzt, weil sie sich in dieser neuen Zeit für eine erneuerte Linke engagieren“ (Viktor Agartz-
seine Rolle und Bedeutung als Wissenschaftler, Gewerkschafter und Politiker, in: R. Bispinck u. a. 
(Hrsg.). Wirtschaftsdemokratie..., S. 9). Empirisch bleibt festzuhalten, eine relevante Partei links der 
Sozialdemokratie gibt es in der Bundesrepublik Deutschland erst seit Lafontaine und Gysi.

10	 neue herausforderungen

Politische Ideen und soziale Bewegungen der Vergangenheit sind Anknüpfungspunkte für die gegen-
wärtige Diskussion zu Beteiligung und Wirtschaftsdemokratie. Aber ältere Konzepte können nicht 
umstandslos auf heute übertragen werden, denn neue Problemlagen sind hinzugekommen.

Frühere Beteiligungskonzepte verstanden Demokratie als repräsentativ. „Vor allem auf überbetrieb-
licher Ebene sollte an Stelle eines kapitalistischen Wettbewerbsregimes eine Steuerung „von oben“ 
treten, vermittelt über eine Sozialisierung der Schlüsselindustrien, über Wirtschaftsräte und gesamt-
gesellschaftliche Rahmenpläne. Beteiligung und Selbststeuerung lokaler und betrieblicher Akteure 
waren kein Schwerpunkt“ (Wirtschaftsdemokratie. Impulspapier der ver.di AG Wirtschaftsdemo-
kratie, 5.1.2015). Heute ist der Wunsch nach Beteiligung bei Beschäftigten wie Bürgern gestiegen. 
Diesen Ansprüchen Rechnung zu tragen, bedeutet nicht, dem Anarchismus, etwa einem Internet 
gestützten Anarchismus, das Wort zu reden. Sachkundige ‚Repräsentanten‘ behalten eine wichtige 
Funktion. Das Beispiel „Brexit“ hat gezeigt, wie in einer komplexen Welt direkte Demokratie von 
gut finanzierten, rechts-populistischen Vereinfachern und Hetzern instrumentalisiert werden kann. Es 
geht also um einen Mittelweg – ein neues Verhältnis zwischen direkter und repräsentativer Demo-
kratie zu finden.

Neue Aspekte einer zeitgemäßen Diskussion betreffen das Gebot der Nachhaltigkeit einschließlich 
einer Kritik an rein quantitativem Wachstum, und der Ausweitung der Debatte über Industrie und Er-
werbsarbeit hinaus. Der Bogen reicht von der saarländischen Montanindustrie bis hinunter zu kleinen 
sozial-ökologischen Mitmachprojekten wie dem Gemeinschaftsgärtnern, welches abhängig Beschäf-
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tigten Ausgleich und Erholung von belastender Erwerbsarbeit bietet. Das bedeutet auch, dass diese 
verschiedenen Rollen, der Mensch als Beschäftigter, Naturfreund, Konsument, Mann oder Frau, Ein-
gang finden bei der Organisation von Wirtschaftsdemokratie.

Den Befürwortern von mehr Freiheit und Beteiligung wird die Frage der Haftung entgegen gehalten. 
Selbstverwaltung bedeute das Risiko des Arbeitsplatz- und Vermögensverlustes. „Diese Risiko kann 
deutlich gemindert werden, wenn Einkommen und Vermögensanteile entkoppelt werden, etwa da-
durch, dass die Anteile kollektiv von Belegschaftsvereinen gehalten werden“ (Heinz Bierbaum. The-
sen..., S. 3). Neu ist die Globalisierung. Rahmenbedingungen auch von Belegschaftsbetrieben oder 
durch die Rechtsform der Stiftung geschützter Unternehmen sind heute nicht mehr rein national. 
Hier sind Repräsentanten der nationalen und europäischen Politik und der Gewerkschaften sowie 
Zivilgesellschaftsaktivisten gefordert, voneinander zu lernen und miteinander zu kooperieren. Das 
Internet kann helfen, besser über „best-practices“ zu informieren, was Praxisbeispiele, Konzepte, und 
Entscheidungsfindungsprozesse anbelangt.

11	 ausblick: Cooperative Commonwealth

Brenner und Agartz ordnen Mitbestimmung der Vision von Gemeineigentum und Wirtschaftsdemo-
kratie unter. Aber was meinen wir heute damit? Im französischen Originaltext des Kampflieds der 
sozialistischen Arbeiterbewegung, „Die Internationale“, heißt es: „du passe faisons table rase“. Die 
Zeile sollte als Aufforderung verstanden werden, zeitgemässe linke Ideen mit der Vergangenheit in 
Beziehung zu setzen, an Kämpfe der Vergangenheit anzuknüpfen. Und nicht, die Vergangenheit kom-
plett über Bord zu werfen, geschweige denn, blind an der Vergangenheit festzuhalten.

„Trau keinem über 30“ hieß es während der Studentenrevolte der 1960er Jahre. Ein Fehler. Denn der 
Anspruch, das Rad neu erfinden zu müssen ist naiv und dumm. Es zeugt von Reife, dass heute in 
der westlichen Welt drei progressive Visionen diskutiert werden, die größtenteils von sozialen Bewe-
gungen früherer Tage inspiriert wurden: die „Sharing Economy“, die „Solidarity Economy“ und der 
„Cooperative Commonwealth“.

Die „Sharing Economy“ klingt großzügig und nachhaltig. Ressourcen, die der Einzelne nicht dauer-
haft braucht, zeitlich begrenzt gemeinschaftlich nutzen. Hinter der Maske des kollaborativen Kon-
sums verbirgt sich zunehmend ein kapitalistisches Geschäftsmodell, bei dem potentiell Jeder jedem 
Anderen etwas verkauft, und nicht mit ihm teilt oder tauscht. Airbnb, Lyft, Uber und andere – die 
„Sharing Economy“ verkommt dann zur „Corporate Sharing Economy“‘. Hinter einem kollaborativen 
Finanzwesen und einem offenen, jedem zugänglichen Wissen mag mehr emanzipatorisches Poten-
tial stecken.

Die „Solidarity Economy“, die solidarische Ökonomie, spielte bereits in den 1980ern und 1990ern in 
Lateinamerika eine wichtige Rolle. Ihre wachsende Bedeutung ging Hand in Hand mit dem Aufstieg 
der lateinamerikanischen Linken zum wichtigsten Impulsgeber der internationalen Linken. Paul Israel 
Singer, 2003 vom brasilianischen Präsidenten Lula da Silva zum Staatssekretär im Arbeitsministeri-
um berufen, war beauftragt, die Wirtschaftskrise durch eine solidarische Ökonomie zu bekämpfen. 
Singer betonte die Schaffung von Arbeitsplätzen durch Genossenschaften, oft mit Unterstützung der 
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Gewerkschaften. „Sie [die Arbeitslosen] können das fehlende Kapital zumindest teilweise ersetzen, 
in dem sie sich zusammenschließen und gegenseitig unterstützen“, sagt Singer (Interview mit Paul 
Israel Singer. Solidarische Ökonomie ist die Währung der Arbeitslosen, in: Süddeutsche Zeitung, 
4.8.2015, S. 26).  Argentinien und Venezuela wurden durch die Übernahme von Betrieben durch die 
Belegschaft bekannt.

In Nord Amerika und West Europa hat das Konzept einen breiteren, auch unverbindlicheren Rah-
men. In Deutschland werden verschiedentlich vier Merkmale einer solidarischen Ökonomie genannt: 
Kooperation, Selbstverwaltung, Wirtschaftlichkeit und Solidarität mit der Gesellschaft. Zu den Or-
ganisationen, die solche Werte verinnerlichen, werden „Fair Trade“-Gruppen, Selbsthilfegruppen, 
Genossenschaften, Gewerkschaften, „freie Software“-Initiativen, Schenkläden, Tauschkreise, Paral-
lelwährungen, solidarische Kreditvergabe, ethischer Einkauf, etc. gezählt.

Die dritte Vision, der „Cooperative Commonwealth“, ist in Deutschland am wenigsten bekannt, aber 
für die zukünftige Richtung der Diskussion um Wirtschaftsdemokratie und basisdemokratische Be-
teiligung am wichtigsten. Die Vision hat eine Affinität zu den drei Säulen der Arbeiterbewegung der 
Weimarer Zeit, Gewerkschaft, Genossenschaft, Partei. Die Vision paßt zu aktuellen und nachhaltigen 
Anstrengungen, Gewerkschafts-Genossenschaften im Sinne des Kooperationsvertrags zwischen der 
transatlantischen Stahlarbeitergewerkschaft USW und dem weltweit agierenden Genossenschafts-
verbund Mondragon in Spanien zu etablieren. Schließlich erinnert die Vision an Ernst Bloch‘s Utopie 
vom Umbau der Welt in Heimat: „Hat er [der arbeitende Mensch] sich erfaßt und das Seine ohne 
Entäußerung und Entfremdung in realer Demokratie begründet, so entsteht in der Welt etwas, das 
allen in die Kindheit scheint und worin noch niemand war – Heimat“ (Ernst Bloch, Das Prinzip Hoff-
nung, Bd. 3, S. 1628).

11.1	skandinavische  wurzeln, amerikanische entwicklung

Zum Hintergrund. Die Vision kommt aus Skandinavien, Kanada, und dem oberen Midwesten der 
USA und hat eine 130-jährige Geschichte.  1884 schrieb Laurence Gronlund, der von Dänemark nach 
USA immigriert war, einen Bestseller mit dem Titel „Cooperative Commonwealth“. „Seine Popularität 
brachte Cooperative Commonwealth Klubs hervor und führte zur Gründung einer Organisation, die 
Bruderschaft des Cooperative Commonwealth. Für kurze Zeit wurde sie von Eugene Debs angeführt, 
der später als berühmtester Sozialist der USA mehrere Male Präsidentschaftskandidat war“ (John 
de Graaf.  From „The New Economy“ to the Cooperative Commonwealth, in: www.truth-out.org, 
8.8.2014). Erste Versuche, genossenschaftlich organisierte Gemeinschaften in Washington State, 
Kalifornien oder Arkansas zu etablieren, scheiterten. Aber zu Skandinavien schien die Idee eines auf 
Genossenschaften und Kooperation basierenden ökonomischen Systems besser zu passen. 1921 
veröffentlichte der U.S. Politiker und Author Frederic C. Howe ein Buch, indem er Dänemark als 
ein „kooperatives Commonwealth“ beschrieb. Und 1936 sah  der amerikanische Journalist Marquis 
Childs Schweden auf dem Weg zu einem auf Genossenschaften begründeten Wirtschaftssystem 
(Ibid).

In den USA setzten sich in Nord Dakota und Minnesota schliesslich zwei Parteien durch, die  Ide-
en eines „kooperativen Commonwealth“ auf ihre Fahnen geschrieben hatten und deren Einfluss in 
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den gesamten Midwesten, Nordwesten und bis nach Kanada ausstrahl-
te. Nach 1915 übernahm die „Non-Partisan League“ in Nord Dakota die 
Republikanische Partei. Die „League“, eine Verbindung von einfachen 
Bauern und Arbeitern, setzte sich für die Schaffung einer eigenen Bank, 
eigener Warenlager und Fabriken ein. Die Vision war konkret, aber nicht 
dogmatisch, betonte den lokalen und regionalen Bezug und die Basis-
demokratie. Noch erfolgreicher war dieser Ansatz in Minnesota. Dort 
entstand neben Republikanern und Demokraten eine dritte Partei, die 
„Farmer-Labor-Party“ (Bauern-Arbeiter-Partei), die während der Großen 
Depression die Landesregierung übernahm. 

Mit ihrem legendären Sprecher Floyd Olson, der in den 1930ern auch 
Gouverneur von Minnesota war, verbindet sich der Spruch: „Ich bin kein 
Liberaler. Ich bin der, der ich sein will. Ich bin Radikaler“.

Die Programm-Diskussion der Partei Anfang der 1930er Jahre war die 
am weitesten entwickelte Vision des „kooperativen Commonwealth“ in 
USA. Das Wirtschaftssystem sollte aus, grob gesprochen, drei Ebenen 
bestehen:
1. Die Großindustrie, Banken, das nationale Transportsystem, Elektrizitäts-
werke, und Rohstoffe würden nationalisiert... .Verwaltet würden diese zusammen von Repräsentan-
ten der Beschäftigten, Konsumenten, und den Gemeinden, in denen sie aktiv waren... .
2. Eine bedeutend größere Zahl wichtiger, aber nicht monopolistischer, Unternehmen würde als 
Genossenschaften umorganisiert. Entscheidungen würden von Beschäftigten und Konsumenten ge-
tragen. Dabei mag es sich um große Einzelhandelsgeschäfte, Supermärkte, Verbrauchermärkte, Fa-
briken, Gesundheitsdienstleister usw. handeln.
 3. Die dritte Wirtschaftsebene sind die kleinen Privatunternehmen, … die viel Raum für unternehme-
rische Eigeninitiative bieten“ (Ibid).

In der Bewertung einer solchen Wirtschaftsstruktur herrscht viel Übereinstimmung. Thomas Gerald 
O‘Connell schreibt: „Es war eine Art von Kollektivismus, der Teilhabe von unten statt bürokratische 
Kontrolle versprach“ (Towards the Cooperative Commonwealth: An Introductory History of the Far-
mer-Labor Movement in Minnesota (1917-48), (Thesis), Feb. 1979, in: http://justcomm.org/fla-hist.
htm). Jessica Gordon Nembhard urteilt: „Unter einem kooperativen, solidarischen Commonwealth 
verstehe ich ein System miteinander verbundener kooperativer Eigentumsstrukturen in allen Indust-
rien und Sektoren der Wirtschaft. Dabei unterstützen sich Genossenschaften und andere lokale Ge-
meinwohlprojekte gegenseitig, in dem sie verbundene Wertschöpfungsketten aufbauen, bei Pro-
jekten zusammenarbeiten und finanziell gemeinsam auftreten. Diese Verbindungen beginnen lokal, 
aber entwickeln sich zu regionalen, nationalen und internationalen Netzwerk-Strukturen, wo Bedarf 
besteht (und es sinnvoll ist)“ (Building a Cooperative Solidarity Commonwealth, in : www.thenextsys-
tem.org, 28. April 2016. Übersetzung von S. P.).

1944 schlossen sich Minnesota‘s „Farmer-Labor-Party“ und die Demokratische Partei Minnesotas 
zur DFL, der „Democratic-Farmer-Labor-Party“ zusammen. Sie besteht bis in die Gegenwart. Um 
die Jahrtausendwende wurde der Autor dieser Zeilen eingeladen, im Vorstand der DFL Bildungs-

Foto: Floyd_Olson_Memorial_Highway_
statue_en.wikipedia.org
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Stiftung, die das Vermächtnis dieser historischen Bewegung in Minneapolis wachhält, mitzuarbei-
ten. Bis heute ist Minnesota der einzige der 50 US-Bundesstaaten, in dem sich die Demokratische 
Partei nicht „Demokraten“ nennen, sondern „Demokratische Bauern- und Arbeiterpartei“. Bis heute 
ist Minnesota das Zentrum der amerikanischen Genossenschaftsbewegung. Realität ist aber auch, 
dass der radikale Anspruch der DFL auf Veränderung bei den allermeisten Zeitgenossen, auch in der 
Partei selbst, vergessen ist. Es bleibt eine Warnung an kleinere linke Parteien, sich zu eng an größere 
moderat-linke Parteien zu binden.

11.2	 Kanada 

Die nachhaltigste Wirkung der Idee des „Cooperative Commonwealth“ wurde in dem kanadischen 
Bundesstaat Saskatchewan erzielt. „Dort entstand 1932 die „Cooperative Commonwealth Federati-
on“ (CCF). Sie wurde 1944 zur Mehrheitspartei. Ihre Anführer waren protestantische Geistliche, die 
in der Sprache des kooperativen Commonwealth eine Vision der Social-Gospel-Bewegung sahen, die 
in ihren Kirchen eine Rolle spielten. Ein Baptistenpastor, Tommy Douglas, …wurde Saskatchewan‘s 
Ministerpräsident. Er setzte nach heftigen Kämpfen mit skeptischen Ärzten in seinem Bundesland 
die erste allgemeine Krankenversicherung durch. Es wurde ein solcher Erfolg, dass diese Reform 
wenige Jahre später von ganz Kanada übernommen wurde und Douglas heute nach Angaben der 
kanadischen öffentlichen Rundfunkanstalt als „größter Kanadier aller Zeiten“ gilt“ (John de Graaf, 
Ibid, Übersetzung von S.P.).

Das 1933 verabschiedete Grundsatzprogramm der nun im ganzen Land antretenden Partei, das „Re-
gina Manifest“, schliesst mit dem Satz: „Keine CCF-Regierung wird innehalten bis der Kapitalismus 
überwunden ist und ein umfassendes Programm der Sozialisierung umgesetzt wurde, welches zur 
Schaffung eines kooperativen Commonwealth in Kanada führen wird“ (https://en.wikipedia.org/wiki/
Co-operative_Commonwealth_Federation. Übersetzung von S.P.). 1961 ging die CCF in der „New 
Democratic Party“ (www.ndp.ca) auf, die als sozialdemokratische bzw. demokratisch-sozialistische 
Partei bis heute besteht. In den vergangenen Jahren war sie zeitweilig größte kanadische Oppositi-
onspartei.

Einer ihrer langjährigen Sprecher war der Abgeordnete und Quäker Bill Blaikie aus dem Bundes-
staat Manitoba. Am Ende seiner Abgeordnetentätigkeit, die von 1979 bis 2008 reichte, war er nicht 
nur Fraktionsvorsitzender seiner Partei im nationalen Parlament in Ottawa, sondern als der dort am 
längsten amtierende Abgeordnete auch stellvertretender Parlamentspräsident. 2007 wurde er von 
seinen Kollegen zum „Parlamentarier des Jahres“ gewählt. 2011 beendete Blaikie sein politische 
Karriere. Tochter Rebecca war NDP-Geschäftsführerin von 2011 bis 2016. Sohn Daniel ist seit 2015 
Parlamentsmitglied (MP).
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Der Blaikie-report

„Vor 30 Jahren versuchte ich meinen christlichen Brüdern und Schwestern den demokratischen 
Sozialismus nahe zu bringen. Heute entdecke ich mich dabei, wie ich meinen Genossen die Be-
deutung der christlichen Tradition erkläre“ (Jonathan Malloy. Besprechung des Blaikie Reports, in: 
Church&Faith Trends, The Evangelical Fellowship of Canada, Juni 2012, Volume 5, Issue 1).

Kurz nach seinem Weggang aus der Politik veröffent-
lichte Bill Blaikie ein viel beachtetes Buch, welches das 
Verhältnis linker Politik zur Religion thematisiert. „The 
Blaikie Report: An Insider‘s Look at Faith and Politics“ 
(2011) führt aus, wie Evangelikale vor 100 Jahren meist 
in der politischen Linken zu finden waren. Prinzipien der 
„social-gospel“, eine  protestantische intellektuelle Be-
wegung, inspirierten irdische Anstrengungen, die Got-
tes Liebe reflektierte. „Was hätte Jesus getan?“ wurde 
Slogan und Mahnung, politische Reformen an Moralität 
zu messen. In den USA entstand später daraus die Bür-
gerrechtsbewegung, in Kanada gab sie der „Cooperative 
Commonwealth“ Bewegung Auftrieb. Priester wurden 
zu linken Politikern. Die liberale „United Church“ Kirche 

hatte den Ruf, die „Neue Demokratische Partei (NDP) beim Gebet“ zu sein. Diese Tradition machte 
auch den Politiker Blaikie zu einem überzeugten Christen und Sozialisten.

Heute, wo Linke nicht nur in Kanada mit organisierter Religion oft wenig anfangen können, Religion 
im öffentlichen Leben immer weniger vorkommt und Christen in der Politik häufig mit konservativen 
Parteien in Verbindung gebracht werden, erinnert Blaikie an eine andere Zeit. Und argumentiert, dass 
Glauben auch heute sozialistische Politik prägen kann in der Gesundheits- und Umweltpolitik, beim 
Freihandel, der Außenpolitik. 

Das gilt auch bei uns: Vernetzung mit allen Gruppen die guten Willens sind, die eigenen Praktiken 
und Prinzipien verstehen, ihnen symphatisch gegenüber stehen. Das wird zentral in einer Zeit, in der 
einzelne Kräfte zu schwach sind Demokratie und Beteiligung zu sichern. 

Nur gemeinsam sind wir stark.

Billi Blaikie (links) und Autor Stephan Peter 
Foto: privat



DER AUTOR

Dr. Stephan Peter, geboren 1955, ist seit vielen Jahren politisch engagiert, sowohl in den USA als 
auch in Deutschland. Seit 1976 ist er Mitglied der IG Metall. 2003 hat er die Internationale Kommissi-
on der Demokratischen Sozialisten von Amerika (DSA) mitgegründet. DSA ist die mit Abstand größte 
sozialistische Organisation der USA (www.dsausa.org).

Stephan Peter hat sich während seines Studiums als Industriesoziologe ausführlich mit Fragen der 
Humanisierung der Arbeit befasst. 1983 - 85 arbeitete er in der Zukunftswerkstatt Saar, einem Zu-
sammenschluss von sechs selbstverwalteten Betrieben und Projekten in Saarbrücken. Von 1985-
2010 lebte er in den USA, bis 1988 zunächst im Navajo Reservat im Norden Arizonas, wo er die Arbeit 
der Korbflechterkooperative der Paiute-Indianer wissenschaftlich begleitete. Seine Dissertation in Po-
litikwissenschaften an der Universität Flagstatt in Arizona hatte den Einfluss der deutschen Alternativ- 
und Genossenschaftsbewegung auf die deutsche Sozialdemokratie der 1980er Jahre zum Thema. 
Er war Mitglied von Lebensmittelgenossenschaften, erst in Tucson (Arizona), danach in Minneapo-
lis, Minnesota - der Herzkammer des amerikanischen Genossenschaftswesens. Von 1992 - 2010 
war er Professor für Politikwissenschaften an einem community college in Minneapolis, Minnesota. 
Zur Zeit koordiniert er für die Fraktion die Linke im saarländischen Landtag das Projekt „Werkstatt 
Wirtschaftsdemokratie“. Er ist Vorstandsmitglied der Zukunftswerkstatt Saar, eines gemeinnützigen 
Vereins in Dillingen und Saarbrücken, der genossenschaftlich organisiertes und ökologisch ausge-
richtetes Arbeiten und Leben fördert. Bisher verschiedene Veröffentlichungen zur Genossenschafts-
bewegung und progressiver Politik in Deutschland und den USA.

Seit 2012 leitet er die Werkstatt Wirtschaftsdemokratie im Saarland, die mit Publikationen und Veran-
staltungen regelmäßig verschiedene Themen aufgreift.
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